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Kürschners Volkshandbuch



  Rot-weiß markant gestreift,


  so erschien vor über 130 Jahren (1890) der erste „Kürschner“, die Arbeit des Bundestages begleitet das Volkshandbuch seit 1953.


  Grundlage aller Daten ist die direkte Abfrage bei den Abgeordneten. Alles findet Eingang in die umfassende Redaktionsdatenbank, aus der schließlich zusammengestellt wird, was im „Kürschner“ veröffentlicht wird. Ständig und bis zuletzt werden Änderungen eingearbeitet und neue Informationen aufgenommen.


  Den Einleitungsbeitrag hat Gregor Mayntz, Journalist in Berlin und Brüssel, geschrieben und den Blick auf das parlamentarische Tun und den politischen Wechsel im Bundestag geworfen.


  Der Biografieteil wird alphabetisch dargestellt und umfasst die Biografien der 736 Abgeordneten des Deutschen Bundestages; die wichtigen Daten der jeweiligen Mandatsveränderungen liefert eine Übersichtsliste am Ende des biografischen Teils.


  Der „Kürschner“ erscheint jeweils im Januar und im Juli jeden Jahres in einer aktualisierten Neuauflage und, nach Bedarf in einer aktuellen Ausgabe als pdf-Version; dazu werden alle Abgeordneten gebeten, die vorliegenden Daten zu überprüfen und, wo notwendig, zu korrigieren. Der Buchumschlag signalisiert Neuauflagen durch die Fortzählung der Punkte, die vorliegende Ausgabe ist die erste zur 20. Wahlperiode.


  Die Übersichts- und Statistikseiten im hinteren Teil des Buches werden ebenfalls in den Neuauflagen des „Kürschner“ auf den dann aktuellen Stand gebracht.


  Wie immer sind Sie, liebe Leserinnen und Leser, aufgefordert, uns bei unserer Arbeit zu unterstützen, Ihre Anregungen nehmen wir gerne entgegen.


  Kürschners Politikkontakte


  Berlin, Januar 2022
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  Bärbel Bas
 Präsidentin des Deutschen Bundestages


  
Zum Geleit



  Mit der konstituierenden Sitzung am 26. Oktober 2021 hat der 20. Deutsche Bundestag seine Arbeit aufgenommen. Der Rückblick zeigt, dass sich einiges verändert hat: Im Durchschnitt sind die Abgeordneten nun jünger als in der vorangegangenen Legislaturperiode – und es wurden wieder mehr Frauen ins Parlament gewählt, was mich besonders freut! Auch gibt es jetzt mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier mit Migrationshintergrund. Der Deutsche Bundestag ist also insgesamt bunter und diverser. Das ist erfreulich, weil sich darin die gesellschaftliche Wirklichkeit widerspiegelt.


  In der Demokratie ist das Parlament der zentrale Ort der Politikgestaltung. Hier, und an keinem anderen Ort, werden die zentralen politischen Fragen in öffentlicher Verhandlung debattiert, beraten und am Ende auch entschieden. Im Deutschen Bundestag erweist sich, wie gut sich die Bürgerinnen und Bürger vertreten sehen – und wieviel Vertrauen sie der Politik insgesamt schenken. Darauf kommt es angesichts der vor uns liegenden großen Herausforderungen besonders an!


  Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages tragen bei der Suche nach Lösungen für die großen Fragen der Zeit eine besondere Verantwortung. Sie treffen Entscheidungen, die alle gesellschaftlichen Bereiche berühren. Sie stellen die Weichen für unsere Zukunft und für die nachfolgender Generationen. Dabei müssen sie die in unserer Gesellschaft bestehenden unterschiedlichen Interessen- und Wertvorstellungen in einen Ausgleich bringen und zu Entscheidungen kommen, die öffentlich erklärt und gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern politisch verantwortet werden müssen.


  Wer mehr über die Mitglieder des Bundestages und ihren Arbeitsalltag erfahren möchte, findet in „Kürschners Volkshandbuch Deutscher Bundestag“ Auskunft und Orientierung. Der „Kürschner“ ist mit seinem bekannten rot-weißen Einband weit mehr als nur ein Namensverzeichnis. Dem Transparenzgebot verpflichtet, bietet er in guter Tradition Einblicke in die Gremien des Deutschen Bundestages, ihre Organisationsstruktur und Rechtsgrundlagen. Dadurch werden die parlamentarischen Abläufe nachvollziehbar erklärt. Selbstverständlich finden sich hier auch die wichtigen Kurzporträts aller MdBs, die den Menschen in unserem Land ihre Abgeordneten näher bringen. Zu deren wichtigsten Aufgaben gehört der regelmäßige Austausch mit allen am parlamentarischen Geschehen Interessierten, der Dialog mit den Bürgerinnen und Bürgern. Nicht zuletzt deshalb wünsche ich der neuen Ausgabe des „Kürschner“ auch weiterhin großen Zuspruch.


  Bärbel Bas


  Präsidentin des Deutschen Bundestages


  
Der Deutsche Bundestag



  
Der Wechsel als parlamentarische Normalität



  Der 20. Deutsche Bundestag steht für den demokratischen Normalfall: den friedlichen, unaufgeregten Machtwechsel. Wer im Bundestag die Mehrheit hat, kann regieren. Bei den Bundestagswahlen am 26. September 2021 hatten die Bürger entschieden: Sie wollen von 206 Frauen und Männern der SPD, 197 der CDU und CSU, 118 von Bündnis 90/Die Grünen, 92 der FDP, 83 der AfD, 39 der Linken und einem Abgeordneten des Südschleswigschen Wählerverbandes vertreten werden. Damit hätte es auch für eine weitere große Koalition gereicht, dieses Mal unter Führung der SPD. Oder auch für ein Jamaika-Bündnis aus Union, Grünen und FDP. Doch nach der Wahlniederlage für die Union wurden die Zeichen sehr schnell auf „Ampel“ geschaltet: SPD, Grüne und FDP bildeten erstmals in der deutschen Geschichte eine echte Dreier-Koalition. Damit bewies sich in der Praxis, was in der Theorie zu oft übersehen wird. Mehrheit und Minderheit im Bundestag sind immer wichtig. Wer heute noch in der Opposition ist, kann morgen schon in der Regierung sein. So wie nun die Grünen, die 16 Jahre auf diesen Moment warten mussten, und die FDP, die nach acht Jahren Opposition außerhalb und innerhalb des Parlamentes wieder mitregiert. Eine Besonderheit zudem: Bündnis-Grüne und Liberale haben zusammen mehr Stimmen als die SPD, die als größte Fraktion gleichwohl tonangebend ist und den Kanzler stellt.


  Nach den Wahlen blieb die alte Regierung zunächst zwar im Amt. Aber von dem Moment an, an dem sich der neue Bundestag konstituierte, führte sie nur noch die Geschäfte. Formal hatte der Bundespräsident sie darum gebeten, nachdem er der Kanzlerin und allen Ministerinnen und Ministern die Entlassungsurkunde überreicht hatte. Das machte klar, dass die Kraft, die die Macht gestaltet, der Bundestag ist. Im alten, dem 19. Deutschen Bundestag, hatten Union und SPD eine Koalition vereinbart. Dieser Vertrag war mit dem ersten Zusammentritt des neuen Bundestages erloschen, und deshalb hatte diese bislang amtierende Regierung auch keine eigene Mehrheit mehr im Bundestag, auch wenn Union und SPD zusammen wieder über die Mehrheit verfügten. Aber nicht für eine gemeinsame Politik. Die musste sich in Koalitionsverhandlungen erst neu finden.


  
    Der 20. Deutsche Bundestag steht für den demokratischen Normalfall: den friedlichen, unaufgeregten Machtwechsel.

  


  Die Phase der stark reduzierten Arbeitsfähigkeit galt nicht für den Bundestag selbst. Nachdem der scheidende Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble als dienstältester Abgeordneter und damit als Alterspräsident die erste Sitzung eröffnet hatte und über eine vorläufige Geschäftsordnung entschieden war, wurden sofort die grundlegenden Strukturen geschaffen. Als erstes war die Spitze des Parlamentes zu bestimmen. Weil sie stärkste Fraktion war, schlug die SPD ihre Duisburger Abgeordnete Bärbel Bas vor. Schon für ihre Wahl war die so genannte „Kanzlermehrheit“ notwendig.


  So wird ein besonderes Vertrauensvotum bezeichnet. Nur wer in geheimer Wahl die Mehrheit aller Abgeordneten, also nicht nur der anwesenden Parlamentarier, hinter sich hat, kann Kanzler werden. Gleiches gilt unter anderem für die Wahl des Bundestagspräsidiums. Im 20. Bundestag sind angesichts von insgesamt 736 Mitgliedern des Hohen Hauses mindestens 369 Stimmen nötig. Auf Bas entfielen 576. Darin zeigte sich eine parlamentarische Tradition, dem Vorschlagsrecht der jeweils größten Fraktion zu folgen. Dieser Vertrauensvorschuss wird danach eingelöst durch eine Amtsführung, die betont überparteilich angelegt ist. Zwar geben die Mitglieder des Bundestagspräsidiums ihre Parteifunktionen und eigenen politischen Überzeugungen nicht auf, aber bei ihrer Amtsführung orientieren sie sich an einer unabhängigen Leitung der Sitzungen.


  Die Präsidentin ist zugleich Verfassungsorgan und kommt nach dem Staatsoberhaupt gleich an zweiter Stelle. Darin drückt sich die besondere Stellung des direkt vom Volk gewählten Parlamentes aus. Zur Kanzlermehrheit kommt hinzu, dass die Mitglieder des Präsidiums nicht abgewählt werden können, sie also auch unempfänglich für Beeinflussungsversuche oder Druckausübung sind.


  Der gestiegene Frauenanteil im 20. Bundestag insgesamt wurde bei der Auswahl des Präsidiums sogar noch weit übertroffen: In der konstituierenden Sitzung wählten die Abgeordneten fünf Frauen und einen Mann an die Spitze der Volksvertretung.


  
    An der Spitze der Volksvertretung stehen fünf Frauen und ein Mann.

  


  Bärbel Bas ist die dritte Frau an der Spitze des Bundestages. Die erste war Annemarie Renger, als ihre Partei, die SPD, 1972 erstmals in der Nachkriegsgeschichte stärkste Fraktion wurde. Rita Süssmuth war ab 1988 die erste CDU-Politikerin im Amt der Bundestagspräsidentin. Und wie Renger und Süssmuth kommt auch Bas aus Nordrhein-Westfalen. Nach ihrer Wahl erinnerte Bas an Renger, deren Amtsantritt eine „Zeitenwende“ gewesen sei. Eine Frau im zweithöchsten Amt – das sei neu und wahrscheinlich einigen auch „nicht geheuer“ gewesen. Inzwischen könne sie zwar versichern, dass die Gesellschaft „etwas weiter als damals“ sei. Doch wenn bei der Konstituierung des 20. Bundestages erst die dritte Frau an seine Spitze trete, sei das nicht ruhmreich. Die Verantwortung sei immer noch nicht gerecht auf alle Schultern verteilt. „Daran zu arbeiten, sehe ich als eine meiner besonderen Aufgaben als Bundestagspräsidentin“, unterstrich Bas. Zuvor hatte sie neben Rita Süssmuth auf der Tribüne auch Sabine Bergmann-Pohl begrüßt. Sie spiele in der deutschen Parlamentsgeschichte eine besondere Rolle – als Präsidentin der ersten und letzten frei gewählten Volkskammer der DDR.


  Die SPD-Politikerin Bas gehört dem Bundestag seit 2009 an und wurde in Duisburg bereits vier Mal direkt gewählt. Die 1968 geborene Politikerin hat fünf Geschwister und einen Lebenslauf vorzuweisen, der sie mit der Ausbildung zur Bürogehilfin, Sozialversicherungsfachangestellten und Personalmanagerin, mit ihren Beschäftigungen bei der Duisburger Verkehrsgesellschaft, ihren Tätigkeiten als Betriebsrätin und Mitglied des Stadtrates ganz nah bei den Menschen zeigt. In ihrer ersten Rede als zweite Frau im Staat rief sie dazu auf, viele Menschen anzusprechen, vor allem auf die Bürgerinnen und Bürger zuzugehen, die sich von der Politik seit Langem nicht mehr angesprochen fühlten. Sie wünsche sich, schwierige juristische Fragen in die Sprache zu übersetzen, die im Land gesprochen und verstanden werde. „Wir können über unsere Sprache zeigen, dass wir das Wohl aller im Blick haben“, betonte Bas. Ihr Wirken als Präsidentin des Bundestages verband sie mit dem Wunsch nach gegenseitigem Respekt. Und zwar sowohl für die Bürgerinnen und Bürger als auch von ihnen in Richtung Abgeordnete. Auch im Bundestag möge ein respektvoller Umgang herrschen. Bei aller Schärfe der Argumentation dürfe der politische Gegner nicht herabgewürdigt werden. „Hass und Hetze sind keine Meinung“, erklärte Bas, und stellte klar: „Als Präsidentin werde ich dieses Parlament vor Angriffen schützen und die Demokratie gegen ihre Feinde verteidigen.“


  
    „Als Präsidentin werde ich dieses Parlament vor Angriffen schützen und die Demokratie gegen ihre Feinde verteidigen.“

  


  Ihre erste Amtshandlung galt ihren Stellvertretern. Im Vorfeld hatten sich die Fraktionen auf eine Geschäftsordnung verständigt, wonach jede Fraktion einen Vizepräsidenten vorschlagen kann. Allerdings ist es damit nicht getan. Die jeweiligen Kandidatinnen und Kandidaten benötigen, um ins Amt zu kommen, ebenfalls die Kanzlermehrheit. Auf Yvonne Magwas von der CDU/CSU entfielen 600 Stimmen, auf Claudia Roth von Bündnis 90/Die Grünen 565, auf Wolfgang Kubicki von der FDP 564, auf Aydan Özoguz von der SPD 544 und auf Petra Pau von den Linken 484 – alle deutlich über der Kanzlermehrheit von 369. Da Michael Kaufmann, den die AfD vorgeschlagen hatte, lediglich 118 Stimmen bekam, war er nicht gewählt. Der Fraktion steht es frei, weitere Wahlgänge zu beantragen und weitere Vorschläge zu machen – die Kanzlermehrheit bleibt in jedem Fall nötig.


  Damit konnte das Parlament seine Aufgaben anpacken. Eine zentrale dreht sich um die Fachberatung anstehender Gesetze und die Kontrolle der einzelnen Ministerien. Diese Detailarbeit wird von darauf jeweils spezialisierten Abgeordneten in zahlreichen Fachausschüssen geleistet. Es hat sich bewährt, diese Gremien mit ihren Zuständigkeiten spiegelbildlich zu den Bundesministerien aufzustellen, damit die parlamentarische Kontrolle deckungsgleich funktionieren kann. Und deshalb verzichtete der Bundestag auch zu Beginn dieser Wahlperiode erneut darauf, sofort alle Ausschüsse zu installieren, so lange nicht geklärt war, welchen Ressortzuschnitt die Bundesregierung wählen würde. Da eine Reihe von Ausschüssen sowohl von der Verfassung vorgeschrieben ist und eine Fachberatung mit Erörterungen und Anhörungen bei eiligen Gesetzesvorhaben sichergestellt sein muss, ließ der Bundestag erst einmal nur drei Ausschüsse an den Start gehen: Den Wahlausschuss, der sich mit dem Wahlergebnis zu beschäftigen hat, den Petitionsausschuss, an den sich laut Grundgesetz jederzeit alle Menschen mit Bitten, Anregungen und Beschwerden wenden können, und einen Hauptausschuss, der zugleich auch die Funktionen der vorgeschriebenen Ausschüsse übernahm, also etwa die für Haushalt, Verteidigung oder Europa. Die Fraktionen entsandten dieses Mal auch eine ganze Reihe von Gesundheitsexperten in dieses Übergangsgremium, weil die Entwicklung der Covid-19-Pandemie gesetzliche Veränderungen noch vor der Vereidigung des neuen Kabinetts erkennbar nötig machte und der Hauptausschuss deshalb auch schon bald mit Hearings zu Änderungen des Infektionsschutzgesetzes befasst war.


  Zugleich signalisierte ein zumeist eher im Verborgenen wirkendes Gremium den Anspruch des Bundestages, lückenlos auch über Wahlphasen hinweg sämtliche Funktionen erfüllen zu können: Die Mitglieder des Parlamentarischen Kontrollgremiums (PKGr) zur ständigen Überwachung der Nachrichtendienste Deutschlands blieben aus der 19. Wahlperiode so lange an Bord, bis es im Zuge der groß angelegten Ausschuss-Konstituierung ebenfalls neu besetzt wurde. Es machte in dieser Phase sogar mit einer besonderen Sitzung auf sich aufmerksam, indem es die Spitzen der Dienste öffentlich über die aktuelle Sicherheitssituation der Republik befragte. Der Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz als Inlandsnachrichtendienst, Thomas Haldenwang, der Präsident des Bundesnachrichtendienstes für die Auslandsaufklärung, Bruno Kahl, und die Präsidentin des Bundesamtes für den Militärischen Abschirmdienst für den Bereich der Bundeswehr, Martina Rosenberg, standen den Abgeordneten in einer live übertragenen Anhörung Rede und Antwort. Nicht zuletzt hier konnten die Teilnehmer auch „Stoff“ für notwendige Festlegungen in den parallel laufenden Koalitionsverhandlungen bekommen.


  In diese Verhandlungen schickten die drei Parteien insgesamt 295 Männer und Frauen aus verschiedenen Ebenen. Darunter waren nicht weniger als 166 Bundestagsabgeordnete, 92 männliche und 74 weibliche. Hier gab es schon eine Klammer mit der europäischen Ebene. Denn über das Kapitel Europa verhandelten zum Beispiel auch fünf Europaabgeordnete mit.


  Nachdem die Vereinbarung zwischen SPD, Grünen und FDP stand, ging es Schlag auf Schlag: Am 4. und 5. Dezember stimmten Parteitage von SPD und FDP dem Vertrag zu, am 6. lag auch das positive Ergebnis einer Urabstimmung der Grünen-Mitglieder vor. Am 7. Dezember unterschrieben die Vertreter der drei Parteien und der drei Fraktionen den Vertrag, am 8. Dezember erfolgte die Wahl des Bundeskanzlers mit 395 Ja-Stimmen in geheimer Abstimmung.


  Die Abläufe des Tages zeigen das intensive Zusammenspiel der drei Verfassungsorgane. Zunächst hatte sich der Bundespräsident ein Bild davon gemacht, wer absehbar die Mehrheit des Bundestages hinter sich versammeln könnte und dann der Bundestagspräsidentin geschrieben: „Gemäß Artikel 63 Absatz 1 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland schlage ich dem Deutschen Bundestag vor, Herrn Olaf Scholz zum Bundeskanzler zu wählen.“ Nachdem Bas das Schreiben vorgelesen hatte, folgte keine Aussprache, sondern direkt die geheime Wahl. Eine halbe Stunde später stand das Ergebnis fest: Scholz war gewählt. Aber er war noch nicht Kanzler. Zunächst fuhr er nun zum Bundespräsidenten, der ihm die Ernennungsurkunde überreichte. Doch bevor er nun mit dem Regieren beginnen konnte, ging es für ihn zurück in den Bundestag, wo er vor dem Parlament den Amtseid leistete.


  Mit der Urschrift des Grundgesetzes von 1949 in der Hand, bat die Bundestagspräsidentin den gewählten und ernannten Kanzler, einen Satz zu sprechen: „Ich schwöre, dass ich meine ganze Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes wahren und verteidigen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde.“ Damit war der Kanzler auch der Verfassung folgend vor dem Bundestag auf seine Pflichten vereidigt worden – und konnte seine Rechte wahrnehmen.


  Von diesem Augenblick an regierte Scholz, war die 16-jährige Amtszeit seiner Vorgängerin Angela Merkel Geschichte – auch das letzte Kapitel ihrer geschäftsführenden Kanzlerschaft. Die Bundestagspräsidentin hatte die aus dem Bundestag ausgeschiedene CDU-Politikerin zu Beginn der Sitzung auf der Tribüne begrüßt. Die meisten Abgeordneten waren aufgestanden, um ihr mit viel Applaus für ihre Regierungszeit zu danken. Nach der Eidesleistung des neuen Kanzlers wurde die Sitzung des Bundestages erneut für mehr als anderthalb Stunden unterbrochen. Denn nun fuhr der neue Kanzler als erste Amtshandlung mit acht Frauen und acht Männern wieder zum Schloss Bellevue.


  Auf den Vorschlag des Kanzlers hin ernannte Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier sie zu Bundesministern und überreichte ihnen die entsprechenden Urkunden. Danach fuhren auch sie zunächst wieder in den Bundestag. Denn auch sie mussten vor ihrer Arbeitsaufnahme erst noch vereidigt werden. Nach der Wiedereröffnung gab die Bundestagspräsidentin offiziell bekannt, wer welches Regierungsamt übernimmt. Bei der Reihenfolge der Nennungen folgte sie der protokollarischen Rangfolge, wie sie sich auch in der Platzierung auf den Regierungsbänken im Plenarsaal neben dem Bundestagspräsidium widerspiegelt und weshalb bestimmte Ressortchefs stets vorne sitzen, andere, wenn die Reihen mit Ministerinnen und Ministern gut gefüllt sind, dahinter Platz nehmen.


  Bas begann mit dem Vizekanzler, dem Minister für Wirtschaft und Klimaschutz, Robert Habeck. Dann folgten Christian Lindner (Minister der Finanzen) , Nancy Faeser (Ministerin des Innern und für Heimat), Annalena Baerbock (Ministerin des Auswärtigen), Marco Buschmann (Minister der Justiz), Hubertus Heil (Minister für Arbeit und Soziales), Christina Lambrecht (Ministerin der Verteidigung), Cem Özdemir (Minister für Ernährung und Landwirtschaft), Anne Spiegel (Ministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend), Karl Lauterbach (Minister für Gesundheit), Volker Wissing (Minister für Digitales und Verkehr), Steffi Lemke (Ministerin für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz), Bettina Stark-Watzinger (Ministerin für Bildung und Forschung), Svenja Schulze (Ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung), Klara Geywitz (Ministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen) sowie Wolfgang Schmidt (Minister für besondere Aufgaben).


  Diese protokollarische Rangfolge hat wenig mit der politischen Bedeutung der jeweiligen Ämter zu tun. So taucht der Kanzleramtsminister zwar auf dem letzten Platz auf und ist lediglich für „besondere Aufgaben“ zuständig, nimmt tatsächlich aber die zentrale Steuerung der Regierungspolitik in die Hand. Oft wird auch gefragt, warum manche Minister „für“ etwas verantwortlich zeichnen, andere aber Minister „der“ jeweiligen Angelegenheiten sind. Das hat mit der überlieferten Regierungstradition in Deutschland zu tun: Klassische Ressorts, die es schon seit dem 18. und 19. Jahrhundert gibt, firmieren mit einem „der“, Ministerien, die später hinzukamen, sind mit einem „für“ ergänzt worden. Deshalb „des Auswärtigen“, „der Justiz“, „der Finanzen“, aber „für Digitales“, „für Bildung“ und „für Gesundheit“. Sehr anschaulich wird dies im Innenressort. Es ist das Ministerium „des Innern und für Heimat“.


  
    Weder die neue Bundesregierung noch der Bundestag verloren Zeit, um so schnell wie möglich die neue Aufstellung einzunehmen.

  


  Weder die neue Bundesregierung noch der Bundestag verloren Zeit, um so schnell wie möglich die neue Aufstellung einzunehmen. Wenige Stunden nach ihrer Vereidigung trafen sich der Kanzler mit seinen Ministern zur konstituierenden Sitzung des Bundeskabinetts. Dabei verabschiedeten sie umgehend einen Organisationserlass, aus dem der neue Zuschnitt der Zuständigkeiten mit den dahinter liegenden Ministerien und deren Abteilungen festgelegt wurde. Bereits am nächsten Morgen nahmen sich die Bundestagsfraktionen auf dieser Grundlage auch die eigenen Gremien vor, erarbeiteten einen gemeinsamen Antrag und beschlossen im Plenum, 25 Fachausschüsse zu bilden.


  Dabei folgten sie in einigen Bereichen der Neuaufstellung der Ministerien. So wie es kein Ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz mehr gibt, sondern nur noch ein Justizministerium, gibt es auch keinen Rechts- und Verbraucherschutzausschuss, sondern nur noch einen Rechtsausschuss. Und so wie das Umweltministerium nun auch für den Verbraucherschutz zuständig ist, kümmert sich auch der Umweltausschuss des Bundestages zusätzlich um den Verbraucherschutz. Jederzeit ist das Parlament frei darin, besondere Schwerpunkte zu setzen. So hat es etwa eigene Fachausschüsse für den Sport, den Tourismus, die Kultur, Europa, Digitales und die Menschenrechte. Diese Bereiche werden auf Seiten der Bundesregierung von diversen Ressorts mit wahrgenommen. Der Neuzuschnitt des für Wirtschaft, Klima und Energie zuständigen Ministeriums führte auf der anderen Seite beim Bundestag dazu, den bisherigen Ausschuss für Wirtschaft und Energie zu einem reinen Wirtschaftsausschuss zu machen und gleichzeitig einen Ausschuss für Klimaschutz und Energie ins Leben zu rufen.


  Die Ausschüsse können jederzeit Unterausschüsse bilden, wenn sie einer bestimmten Fragestellung intensiver nachgehen wollen. Besondere Rechte sind ebenfalls auf Ausschussebene angesiedelt. So kann der Europaausschuss bei bestimmten Fragen im Namen des gesamten Parlamentes entscheiden. Bei ihm gibt es auch den Sonderfall, dass an seinen Sitzungen auch Mitglieder des Europaparlamentes teilnehmen. Damit wird die besondere europäische Integration Deutschlands unterstrichen. Weil zum Kern der europäischen Zusammenarbeit die deutsch-französische Partnerschaft gehört, haben die deutsche und die französische Volksvertretung auch eine Deutsch-Französische Parlamentarische Versammlung gebildet, in der 50 Mitglieder des Bundestages und 50 der Assemblée Nationale aktuelle bilaterale und europäische Fragen debattieren, Regierungsangehörige beider Seiten zur Rechenschaft ziehen und Vorschläge für Nachbesserungen im Prozess der europäischen Einigung entwickeln können.


  Besondere Rechte besitzt auch der Haushaltsausschuss. Er manifestiert eine der wichtigsten Aufgaben des Bundestages: die Budgetkontrolle. Keinen Euro, keinen Cent kann die Bundesregierung ausgeben, wenn dem das Parlament nicht zuvor zugestimmt hat. Der Haushaltsausschuss übernimmt die permanente Ausgabenkontrolle, setzt immer wieder Stoppzeichen und kann diese dann auch selbständig aufheben, wenn die Bedingungen erfüllt sind. Der Vorsitz wird traditionell von der größten Oppositionsfraktion übernommen. Nach der Bildung der neuen Koalition ist das die Union, die gerade noch die Kanzlerin stellte und mit Helge Braun auch den Kanzleramtschef. Genau dieser ist nun Vorsitzender des Haushaltsausschusses. Auch hier kommt der demokratische Normalfall des 20. Deutschen Bundestag auf sehr konkrete Weise zum Ausdruck: Gerade noch gehörte der CDU-Politiker zu den Regierungsmitgliedern, deren Wirken vom Bundestag noch am penibelsten kontrolliert wurden, nun leitet er aus der Opposition heraus das Gremium, das die neue Bundesregierung in Sachen Geldausgeben am intensivsten kontrolliert.


  
    Keinen Euro, keinen Cent kann die Bundesregierung ausgeben, wenn dem das Parlament nicht zuvor zugestimmt hat.

  


  Auch der Verteidigungsausschuss gehört zu den obligatorischen Organisationseinheiten des Bundestages, wenn es darum geht, besonders bei Eingriffen in die Grundrechte der Menschen ganz genau hinzuschauen. Die Frauen und Männer in Uniform werden per Eid oder Gelöbnis darauf verpflichtet, der Bundesrepublik Deutschland treu zu dienen und das Recht und die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu verteidigen. Dafür riskieren sie Gesundheit und Leben. Und dafür nehmen sie – etwa in der Befehlskette von oben nach unten – Einschränkungen ihrer bürgerlichen Freiheiten hin. Dennoch bleiben sie Staatsbürger, müssen keine menschenunwürdigen Behandlungen hinnehmen und ihr Handeln Dritten gegenüber an der Verfassung ausrichten. Zwar ist die Verteidigungsministerin in Friedenszeiten Inhaberin der Befehls- und Kommandogewalt, im Verteidigungsfall der Bundeskanzler, doch das Militär ist kein Instrument der Regierung. Denn über jeden Einsatz, der auf die Anwendung militärischer Mittel hinauslaufen könnte, muss der Bundestag entscheiden. Deshalb wird die Truppe auch als „Parlamentsarmee“ bezeichnet. Nicht etwa, weil das Parlament sie für eigene Belange einsetzen könnte, sondern weil das Parlament stets über die Einhaltung der Grundrechte wacht und der Bundestag es ist, der den Soldatinnen und Soldaten letztlich den Marschbefehl erteilt, um den Interessen der Bundesrepublik Deutschland auch mit militärischen Mitteln zu dienen.


  Das klingt martialischer, als es in der Praxis ist. Die Aufgaben mit dem größten Personaleinsatz galten in den letzten Jahren nicht der Bekämpfung des Terrorismus am Hindukusch oder der Sicherung des Friedens auf dem Balkan, sondern dem Kampf gegen das Corona-Virus. Eine fünfstellige Zahl von Angehörigen der Streitkräfte half den örtlichen Behörden bei der Nachverfolgung von Infektionsketten, beim Aufbau und Betreiben von Impfzentren oder bei der Betreuung von besonders gefährdeten Gruppen in Krankenhäusern, Alten- oder Pflegeheimen. Über all das wacht nicht nur der Verteidigungsausschuss. Der Bundestag hat auch eine besondere Institution geschaffen: das Amt der Wehrbeauftragten, das nun von Eva Högl wahrgenommen wird. Sie ist mit ihrem Stab Ansprechperson für alle Beschwerden über Missstände in der Truppe. Sie kann sich aber auch jederzeit auf eigene Initiative und auch unangemeldet ein eigenes Bild von den Zuständen bei der Bundeswehr im In- und Ausland machen. Einmal im Jahr berichtet sie dem Bundestag in einem detaillierten Bericht über die innere Befindlichkeit der Bundeswehr. Zudem kann sie bei gravierenden Fällen jederzeit intervenieren. Der Verteidigungsausschuss ist bei besonderen Vorgängen darüber hinaus in der Lage, sich jederzeit in einen Untersuchungsausschuss umzuwandeln, der dann auch alle Rechte eines solchen Gremiums zur Sachverhaltsaufklärung und Zeugenvernehmung wahrnimmt.


  Die Wehrbeauftragte wird nicht nur in geheimer Wahl und mit Kanzlermehrheit gewählt, um ihre besondere Unabhängigkeit zu unterstreichen, ihre Amtszeit ist auch abgekoppelt von den Legislaturperioden. Wird der Bundestag spätestens nach vier Jahren jeweils neu gewählt, erfolgt die Wahl der Wehrbeauftragten für jeweils fünf Jahre. Damit gehört dieses Amt zu den wenigen Angelegenheiten, die nicht dem so genannten Diskontinuitätsprinzip unterliegen. Das besagt, dass jeder neue Bundestag, der ja vom Volk eine ganz neue Legitimation erhalten hat, nicht von Regelungen des vorhergehenden festgelegt werden soll. Natürlich bleiben alle Gesetze in Kraft. Aber alles, was nicht mit Mehrheit vom vorhergehenden Bundestag abschließend behandelt worden ist, muss im neuen Bundestag neu eingebracht werden. Die Empfehlungen der Ausschüsse für bestimmte Gesetzgebungsvorhaben könnten ja auf der Mehrheit im alten Bundestag beruhen, die im neuen Bundestag nicht mehr gegeben ist. Insofern wird das Allermeiste mit jeder Konstituierung eines neuen Parlamentes auf Anfang gesetzt.


  Dazu gehören große Vorhaben genauso wie vermeintliche Kleinigkeiten wie etwa die Frage, wo die Abgeordneten mit ihren Fraktionen im Plenarsaal sitzen sollen. Das wird gewöhnlich einvernehmlich im Ältestenrat geregelt. Dort sitzen sowohl die Mitglieder des Bundestagspräsidiums als auch erfahrene und einflussreiche Abgeordnete aus jeder Fraktion, um etwa die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu besprechen oder in Konfliktfällen nach Lösungen zu suchen. Zu Beginn dieser Wahlperiode gab es kein Einvernehmen darüber, wo die FDP im Plenarsaal sitzen soll. Das mag weniger brisant zu sein als etwa die Frage, wie sich die Fraktionen zu den großen aktuellen Problemen verhalten. Aber es prägt doch sowohl das Selbstbild der Fraktionen als auch den optischen Eindruck von den Debatten.


  Die Sitzordnung lässt sich auf die eher zufällige Platzierung der Deputierten in der parlamentarischen Kammer Frankreichs im Jahr 1814 zurückführen. Dort hatten die Angehörigen des Adels die („Ehren“-)Plätze zur Rechten des Präsidenten beansprucht, sich die Vertreter des Dritten Standes zu seiner Linken gesetzt. Damit entstand zugleich eine Vorstellung von politischen Gruppierungen, später Parteien, die mit ihren Positionen und Forderungen eher „rechts“ oder eher „links“ verortet werden können. Demokratische Parlamente auf der ganzen Welt folgten dieser grundsätzlichen Orientierung, ohne diese jederzeit durchzuhalten oder unangetastet zu lassen. So wurden in den letzten Jahren von der jeweiligen Mehrheit in einzelnen Landesparlamenten auch bei der FDP die Platzierung verändert. Eine historische Analogie fällt zudem schwer, weil im Reichstag der Weimarer Republik die Nationalliberalen rechts vom Zentrum saßen, die Liberaldemokraten dagegen links davon.


  
    Dass nun ein Stühlerücken einsetzte, hat daher auch etwas mit den neuen Mehrheiten zu tun.

  


  Im Bundestag hatte die FDP 1949 noch nicht ganz rechts gesessen. Dort waren zunächst die Abgeordneten kleinerer Parteien zu finden, die wegen der noch fehlenden Fünf-Prozent-Klausel den Sprung ins Parlament geschafft hatten. Deutsche Partei, Bayern-Partei und Deutsche Konservative Partei/Deutsche Rechtspartei saßen rechts neben der FDP. Erst als diese Parteien nicht erneut in den Bundestag kamen oder sich anderen Parteien anschlossen, rückte die FDP nach rechts. Bei ihrem Wiedereinzug im Jahr 2017 hatte sie schon einmal den Vorstoß unternommen, ihrer politischen Positionierung entsprechend in der Mitte zu sitzen. Dieses war von der seinerzeit durch die Union bestimmten Mehrheit abgelehnt worden. Dass nun ein Stühlerücken einsetzte und die neue Sitzordnung mit den Stimmen von SPD, Grünen, FDP und Linken gegen die Stimmen der Union bei Enthaltung der AfD im Dezember 2021 beschlossen wurde, hat daher auch etwas mit den neuen Mehrheiten zu tun.


  Diese sind im Plenarsaal gut zu sehen. Nach jeder Wahl verändern sich die hier die optischen „Blöcke“, je nachdem, wie groß oder klein die Wähler die jeweilige Partei gemacht haben. Es ist Brauch geworden, jede Fraktion bis in die erste Reihe vor dem Rednerpult zu platzieren. Das bedeutet bei kleineren Fraktionen, dass sie dort auch nur einen Sitz haben. Lediglich fraktionslose Abgeordnete nehmen hinter den großen Fraktionen Platz. Dazu zählte zu Beginn der Wahlperiode ein AfD-Politiker, der nicht der AfD-Fraktion angehörte, sowie ein Abgeordneter des Südschleswigschen Wählerverbandes. Dieser SSW war auch schon im 1. Deutschen Bundestag als Vertreter der dänischen Minderheit präsent. In Schleswig-Holstein hatte er sich erfolgreich an den Landtagswahlen beteiligt und war von 2012 bis 2017 sogar an der Seite von SPD und Grünen an der Landesregierung beteiligt. Auf Bundesebene blieben Parteien nationaler Minderheiten zwar auch nach 1953 von der Vorgabe befreit, mindestens fünf Prozent der Stimmen für den Einzug in den Bundestag zu benötigen, doch der SSW scheiterte gleichwohl an der Ersatzbestimmung: Mindestens so viele Stimmen zu erlangen, wie bei anderen Parteien für die Zuteilung des letzten Mandates nötig waren. Seit den 1960er Jahren war der SSW nicht mehr zur Bundestagswahl angetreten, erstmals versuchte er es 2021 wieder – und nahm mit über 55.000 Stimmen die Hürde. So wirkt nun der Flensburger SSW-Politiker Stefan Seidler als fraktionsloser Abgeordneter an den Beratungen des Bundestages mit.


  Nach einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes von 1989 haben auch einzelne Abgeordnete ohne Fraktionszugehörigkeit Mitwirkungsrechte sowohl durch Reden und Anträge im Plenum als auch bei der Mitberatung in Ausschüssen. Zugleich hatte das höchste deutsche Gericht klargestellt, dass sich in jedem Ausschuss die Kräfteverhältnisse des Plenums abbilden müssen. Um das zu garantieren, bedient sich der Bundestag einer mathematischen Formel, die von dem französischen Mathematiker André Sainte-Laguë erstmals 1910 entwickelt und von dem deutschen Physiker Hans Schepers 1980 modifiziert worden war, um die Benachteiligung kleinerer Parteien durch das bis dahin gebräuchliche Berechnungsverfahren nach d’Hondt zu minimieren. Es handelt sich um ein sogenanntes Divisorverfahren. Dabei werden die Zweitstimmen der im Bundestag vertretenen Parteien durch dieselbe Zahl geteilt, um letztlich zu ermitteln, wie viele Sitze eine Fraktion in jedem Ausschuss beanspruchen kann. So lassen sich Gremien stets exakt entlang des Wahlergebnisses zusammenstellen – ganz gleich, ob sie nun aus 19 Mitgliedern bestehen wie der Tourismusausschuss, oder aus 49 wie der Verteidigungsausschuss.


  Entsprechend der Größe der Fraktionen ergibt sich auch die Reihenfolge und die Häufigkeit für den Zugriff auf die Vorsitze der Ausschüsse. Dabei ist, wie schon beschrieben, der Vorsitz im Haushaltsausschuss traditionell der größten Oppositionspartei vorbehalten. Dennoch können sich durchaus Überraschungen ergeben, wenn die Vertreter der Fraktionen im Wechsel entlang der ermittelten Reihenfolge aus dem Fundus der noch nicht besetzten Ausschüsse den nächsten für einen eigenen Fraktionskollegen „greifen“. Allerdings bedeutet auch dies – analog zur Besetzung des Bundestagspräsidiums – lediglich ein Vorschlagsrecht. Jeder Ausschuss muss seinen Vorsitz dann noch einmal mit Mehrheit bestätigen. Nicht immer hat die vorgeschlagene Person dann auch das Vertrauen der Mehrheit im Ausschuss. Auch dafür wird in jedem Ausschuss neben dem Vorsitz eine Vertretung des Vorsitzes bestimmt.


  Das alles zeigt, wie wichtig eine ohne jeden Zweifel und durchgängig legitimierte Wahl ist. Die Verlässlichkeit des Wahlvorgangs und der Stimmenauszählung sind von überragender Bedeutung für das Vertrauen der Bürger in das Funktionieren ihrer parlamentarischen Demokratie. Nicht zufällig ist der Bundestagsausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung daher der „erste Ausschuss“, der natürlich vor den übrigen Gremien an den Start geht. Nach jeder Bundestagswahl befasst er sich intensiv mit jedem einzelnen Einspruch gegen die Wahl. Zu Beginn der 20. Wahlperiode bekam er es mit besonders massiven Problemen beim Ablauf und bei der Auszählung der Wahl in Berlin zu tun. Sogar der Bundeswahlleiter legte Einspruch gegen die Gültigkeit der Wahl in sechs Berliner Wahlbezirken ein. Es sei aufgrund von fehlenden oder falschen Stimmzetteln zeitweise zur Schließung von Wahllokalen gekommen; aus organisatorischen Gründen hätten sich lange Schlangen vor Wahllokalen gebildet. In der Folge hätten viele Wählerinnen und Wähler nicht von ihrem Wahlrecht Gebrauch machen können. Zudem schloss der Bundeswahlleiter nicht aus, „dass sich ohne diese Vorkommnisse eine andere Sitzverteilung des Deutschen Bundestages ergeben hätte“.


  Schon die Korrekturen weit hinter dem Komma zwischen dem vorläufigen amtlichen Endergebnis auf der Grundlage der Schnellmeldungen in der Wahlnacht und dem endgültigen amtlichen Endergebnis auf der Grundlage von Überprüfungen hatte die Sitzverteilung in kleinen Teilen verändert. Ein Kandidat der Grünen aus NRW, der bereits seine Arbeit als neuer Abgeordneter aufgenommen hatte, musste seinen Platz wieder räumen, dafür zog eine Kandidatin der Grünen in Bayern doch noch in den Bundestag ein. Das war das Ergebnis der endgültigen Stimmenberechnung, die nicht nur zeigte, wie diffizil das Wahlrecht die Entscheidungen der Bürger in den einzelnen Bundesländern im Verhältnis zueinander nachzeichnet, sondern auch wie wichtig letztlich jede Stimme ist. Schon wenige können darüber entscheiden, ob ein Kandidat gewählt ist oder nicht. Auch wenn es nicht um den Bewerber vor Ort, sondern die Frage geht, wie viele von der jeweiligen Landesliste zum Zuge kommen. Zudem ergab sich aufgrund der überprüften Zahlen bei der Schlussabnahme durch den Bundeswahlausschuss am 15. Oktober, dass der CDU in NRW ein weiteres Mandat zusteht. Dadurch wuchs der Bundestag um einen weiteren Sitz auf 736 Mitglieder und ein weiterer Bewerber konnte sich freuen, doch noch einmal Abgeordneter geworden zu sein.


  
    Die Stimmenberechnung zeigte, wie wichtig letztlich jede Stimme ist.

  


  Die nochmalige Steigerung der Mandate folgt einem klaren Trend. Vom 16. bis zum 20. Bundestag entwickelte sich die Mitgliederzahl von 611 über 620, dann 630, gefolgt von 709 bis auf nunmehr 736. Das Bundeswahlgesetz orientiert sich eigentlich an einer Normgröße von 598. Diese sollen sich zusammensetzen aus 299 mit der Erststimme in den jeweiligen Wahlkreisen als Direktkandidaten gewählten Volksvertreter und einer gleich großen Zahl von Abgeordneten, die entsprechend den Kräfteverhältnissen nach dem Zweitstimmenergebnis von den Landeslisten der Parteien kommen. Das Problem dabei ist jedoch, dass die beiden Kategorien nicht getrennt voneinander gesehen werden, sondern dass nach einer Reihe von Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichtes das Zweitstimmenergebnis insgesamt die Zusammensetzung des Bundestages bestimmt. Hat eine Partei in einem Bundesland mehr Sitze über Erststimmen gewonnen, als ihr nach ihrem Anteil an den Zweitstimmen zustehen, bekommen die anderen Parteien Ausgleichsmandate, damit die Verhältnisse wieder stimmen. Das fällt so lange kaum auf, wie es nur zwei große Parteien gibt, die mal den einen, mal den anderen Wahlkreis direkt gewinnen und ebenso viele Zweitstimmen bekommen. Steigt jedoch die Zahl der aussichtsreichen Bewerber und sinken die Anteile auch der großen Parteien, dann kann es schnell zu Verwerfungen kommen, wenn Direktwahlkreise schon mit 30, 25 oder gar 20 Prozent der Erststimmen gewonnen werden. Hinzu kommt, dass im Hintergrund noch ein aufwändiger Verrechnungsprozess zwischen den einzelnen Bundesländern, den jeweiligen Wahlbeteiligungen und den darauf bezogenen Anteilen der einzelnen Parteien im Vergleich abläuft. Damit soll ein „negatives Stimmengewicht“ verhindert werden: Dass in einem Wahlkreis die Anhänger einer Partei eine andere wählen müssen, damit ihre eigene Partei größeren Erfolg hat, muss nach den Vorgaben des Verfassungsrechtes auf diese Weise verhindert werden.


  Das alles hat zu einer nun schon über mehrere Wahlperioden laufenden intensiven Diskussion geführt, die Reformen grundsätzlich entweder an der Zahl der Erstmandate oder aber an der Zahl der Ausgleichsmandate festmachen will. Im ersten Fall könnte die Bürgernähe gefährdet sein, wenn die Zahl der Wahlkreise deutlich schrumpft und die Größe der Wahlkreise damit automatisch steigt. Im zweiten Fall könnten kleinere Parteien benachteiligt werden. So erklärt sich, warum mehrere Anläufe zu einer wirkungsvollen Begrenzung der Mandatszahlen scheiterten. Zugleich stieg damit der Druck auf den Bundestag, eine mutige Reform anzupacken, da es den Menschen immer schwerer zu erklären ist, warum der Bundestag immer größer wird – und damit sich den Grenzen seiner Arbeitsfähigkeit nähert. In einzelnen Szenarien war vor der letzten Bundestagswahl nicht ausgeschlossen worden, dass am Ende fast tausend Abgeordnete hätten einziehen können.


  Bereits Alterspräsident Wolfgang Schäuble hatte bei seiner Eröffnungsrede das Anliegen einer Wahlrechtsreform unterstrichen. Die in der Eröffnungssitzung erlebte Abstimmung mit überwältigender Mehrheit über Fraktionsgrenzen hinweg sollte nach seiner Hoffnung „nicht die letzte gewesen sein“. Und er fügte hinzu: „Wenn uns das etwa beim Wahlrecht gelänge, wäre ich nach der auch für mich persönlich bitteren Erfahrung der vergangenen Legislaturperiode bestimmt nicht traurig.“ Allerdings sei eine Wahlrechtsreform, die diesen Namen auch verdiene „keinen Deut leichter geworden“. Trotzdem dulde sie ersichtlich keinen Aufschub. Diesen Gedanken verfolgte wenig später auch die neue Bundestagspräsidentin Bas, als sie die Fraktionen ausdrücklich dazu aufrief, das Wahlrecht auf die Tagesordnung zu setzen. „Ich wünsche mir eine Reform, die den Namen verdient. Das erwarten die Bürgerinnen und Bürger von uns. In Richtung der Fraktionen sage ich mal so locker: Jetzt aber wirklich!“


  Die Wahlen zum Deutschen Bundestag zu regeln, gehört zu den wenigen Feldern der Politik, bei denen sich die Bundesregierung zurückhält. Ansonsten ist es der Regelfall, dass die Fachleute in den Ministerien umfangreiche Vorschläge erarbeiten, wie etwas gesetzlich formuliert werden soll. In der Gewaltenteilung der parlamentarischen Demokratie werden Gesetze vom Parlament verabschiedet, von der Regierung und ihrer Verwaltung in Bund, Ländern und Kommunen umgesetzt und Konfliktfälle darum von den Gerichten entschieden. Legislative, Exekutive und Judikative haben also ihre jeweils spezifische Rolle. Natürlich beobachten und kontrollieren sie sich dabei sehr genau. Diejenigen, die die Gesetze anzuwenden haben, wissen am besten, wo es hakt, wo Nachbesserungsbedarf besteht, wo überhaupt etwas geregelt werden sollte. Von daher ist es nur naheliegend, dass Gesetzentwürfe von den Ministerien mit ihren vielen Fachreferaten, Juristen und Experten für das jeweilige Thema erarbeitet werden. Wenn es mal ganz schnell gehen muss, geht eine „Formulierungshilfe“ an die Koalitionsfraktionen, die diese dann kurz prüfen und selbst in den Bundestag einbringen. Der normale Weg besteht darin, dass in der Regierung ein Entwurf entsteht, zwischen den Ministerien abgestimmt wird, der Vertretung der Bundesländer, dem Bundesrat, zu einer ersten Einschätzung vorgelegt wird, nach einer weiteren Prüfung dann an den Bundestag gesendet wird, der dann Herr des Verfahrens wird.


  Das hat nichts mit dem oft verwendeten Begriff des „Abnickens“ zu tun. Die Bundestagsabgeordneten sind sehr viel intensiver auch schon in die Vorphase der eigentlichen Gesetzgebung eingebunden. Vor allem der Petitionsausschuss bekommt über eine Fülle von Hinweisen, Anregungen und Beschwerden aus der Bevölkerung ein ziemlich genaues Bild vom Funktionieren oder eben auch Nicht-Funktionieren der bestehenden Gesetze. Er wirkt nicht nur auf Regierungsstellen ein, bestimmte Entscheidungen zu Lasten Betroffener noch mal zu überdenken. Er gibt auch Hinweise an die anderen Ausschüsse, wenn irgendwo eine grundsätzliche Schieflage entstanden ist. Die dort arbeitenden Fachpolitiker wiederum befinden sich ebenfalls in einem ständigen Austausch mit Kollegen in Bund und Ländern und mit den Experten in der Bundesregierung. Wenn in einem Ministerium ein Gesetzentwurf entsteht, können vor allem Koalitionsabgeordnete darauf bereits Einfluss nehmen. Schließlich will kein Minister erleben, dass er mit seinen Gesetzesvorschlägen in den Fraktionen der eigenen Koalition anschließend Schiffbruch erleidet.


  Aber auch in der weiteren Behandlung sorgt der Bundestag dafür, dass so gut wie kein Gesetz unverändert bleibt. In der ersten Lesung wird es im Plenum grundsätzlich debattiert und anschließend zur detaillierten Begutachtung in die Fachausschüsse überwiesen. Einer übernimmt dabei die Federführung und bittet andere, die am Rande auch zuständig sind, um ihre mitberatende Stellungnahme. Auch eine Anhörung von Experten ist vorgesehen, damit unter anderem das Fachwissen derer berücksichtigt werden kann, die von dem künftigen Gesetz am meisten betroffen sind und aus der Praxis wertvolle Hinweise geben können. Natürlich ist dabei auch externer juristischer Sachverstand vertreten. Es handelt sich nicht um eine zufällige Auswahl von Experten, denn jede Fraktion kann vorschlagen, wer eingeladen werden soll, um seine Expertise abzugeben. Zusammen mit Empfehlungen aus den Fachausschüssen zu Veränderungen kommt das Gesetz dann wieder zurück ins Plenum, das darüber in der zweiten Lesung befindet. Dabei wird über die verschiedenen Änderungsanträge abgestimmt, die aus den Fraktionen als Ergebnis der Fachberatungen vorgelegt werden. Erst nach der nachfolgenden dritten Lesung hat das Gesetz den Bundestag passiert und ist entweder mehrheitlich abgelehnt oder beschlossen. Nachfolgend ist dann der Bundesrat zu beteiligen. Wenn durch das Gesetz in Länderrechte eingegriffen wird, muss er ausdrücklich zustimmen. Wenn die Länder nicht so stark davon betroffen sind, können sie dennoch Einspruch einlegen; die Mehrheit des Bundestages kann einen solchen vorläufigen Stopp aber wieder aufheben. Auch die Anrufung des Vermittlungsausschusses ist möglich, wenn der Bundesrat ein vom Bundestag beschlossenes Gesetz blockiert. Dieses gemischte Gremium setzt sich aus Bundestagsabgeordneten und Bundesratsmitgliedern zusammen und kann einen Kompromiss erarbeiten, über den dann neu zu entscheiden ist.


  Damit sind bereits zwei wesentliche Funktionen des Bundestages deutlich geworden. Die Wahl- und die Kontrollfunktion reichen weit über die hier skizzierten Fälle hinaus. Der Bundestag wählt nicht nur den Bundeskanzler, sondern besetzt auch zahlreiche weitere wichtige Positionen in der Republik. So unter anderem die Hälfte der Richter des Bundesverfassungsgerichtes oder den Präsidenten und Vizepräsidenten des Bundesrechnungshofes. Auch bei der Wahl des Staatsoberhauptes durch die Bundesversammlung ist der Bundestag zur Hälfte entscheidend. Jeder Bundestagsabgeordneter ist Mitglied. Hinzu kommt eine gleich große Anzahl von Mitgliedern, die von den Bundesländern entsandt werden.


  
    Der Bundestag wandelt sich ständig: 38 Prozent der Abgeordneten zogen erstmals in den Bundestag ein.

  


  Für die Kontrolle stehen dem Bundestag zahlreiche Instrumente zur Verfügung. Die auf jedes Ministerium spezialisierten, fachlich versierten Abgeordneten verfolgen die Tätigkeit ihres Gegenübers in der Regierung sehr genau. Im Instrumentenkasten liegen zudem unter anderem schriftliche und mündliche Fragen, die regelmäßige Fragestunde, die Kleinen und Großen Anfragen. Hinzu kommt, dass die Fraktionen abwechselnd brennende Fragen und das Verhalten der Regierung zum Thema von Aktuellen Stunden machen und intensiv erörtern können. Mit Entschließungen vermag Bundestag seinen Forderungen Nachdruck zu verleihen. Und im Falle einer Eskalation steht auch noch das Mittel des Konstruktiven Misstrauensvotums zur Verfügung. Dann kann der Bundestag sogar den Kanzler in der laufenden Wahlperiode austauschen. Er spricht dann dem amtierenden Kanzler das Misstrauen aus und wählt gleichzeitig mit Kanzlermehrheit einen anderen. Dieser Versuch wurde bereits zwei Mal unternommen. 1972 verfehlte Rainer Barzel (CDU) die Mehrheit und Willy Brandt (SPD) blieb im Amt, 1982 war Helmut Kohl (CDU) erfolgreich und löste Helmut Schmidt (SPD) ab.


  Von den aktuellen Bundestagsabgeordneten haben nur noch sehr wenige eigene Erinnerungen daran. Der Bundestag wandelt sich ständig. Waren 2017 bereits 37 Prozent der Abgeordneten erstmals in den Bundestag eingezogen, sind es nun erneut 38 Prozent. 116 Frauen und 164 Männer wirken zum ersten Mal als Abgeordnete an der Gestaltung von Politik und Gesellschaft mit. Dabei ist der Frauenanteil gegenüber dem letzten Bundestag (30,9 Prozent) wieder gestiegen: auf 34,8 Prozent. Die Verhältnisse sind bei den Fraktionen höchst unterschiedlich. Der Anteil der Frauen ist am höchsten bei Bündnis 90/Die Grünen (59,3 Prozent) gefolgt von die Linke (53,8). Deutlich darunter liegt der Anteil bei der SPD (41,7), der FDP (25,0) und der Union (23,4). Abgeschlagen in dieser Rangfolge ist die AfD mit einem Frauenanteil von nur 13,4 Prozent. Erstmals finden sich unter den weiblichen Abgeordneten auch zwei offen lebende Trans-Frauen.


  Sie alle wirken an einer weiteren wichtigen Funktion des Bundestages mit: der Öffentlichkeitsfunktion. Hier ist das Forum der Nation, wo die Auseinandersetzungen um die vermeintlich kleinen und die vielen großen Fragen ausgetragen werden. Die Mehrheit muss ihren Kurs in der Regierung so begründen, dass er auch vor den Gegenargumenten der Opposition Bestand hat. Jeder Bürger kann verfolgen, wie die Entwürfe und die Gegenentwürfe zur Lösung aktueller Probleme aussehen – und sich selbst eine Meinung darüber bilden, was für ihn am plausibelsten erscheint. Im Unterschied zu medialen Debatten ist die Öffentlichkeitsfunktion des Parlamentes mit einer höheren Verbindlichkeit verknüpft, weil sie zumeist in die Entscheidungsfunktion mündet.


  Um das alles zu kanalisieren und zu organisieren, hat sich eine typische Arbeitswoche im Bundestag herausgebildet. Spätestens am Montag reisen die Abgeordneten an. Die Vorstände der Fraktionen beraten an diesem Tag über die absehbaren Schwerpunkte und identifizieren noch zu klärende Punkte. Am Abend tagen die Landesgruppen, in denen die Abgeordneten klären, wie die Interessen ihrer Heimatregionen bei den absehbaren Beratungen und Entscheidungen berührt werden und wo sie sich einsetzen können. Im Mittelpunkt des Dienstags steht die Vollversammlung der Fraktion. Hier wird geklärt, welche Meinung sich die einzelne Fraktion zu den Punkten der Woche gebildet hat. Bei besonders strittigen Positionierungen werden in diesem Rahmen oft Meinungsbilder eingeholt oder auch Probeabstimmungen unternommen. Jeder Abgeordnete bleibt in seiner eigenen Entscheidung frei. Allerdings möchte die Fraktionsführung in der Regel wissen, wer sich von der gemeinsamen Haltung entfernt.


  Der Mittwoch ist im Wesentlichen der Ausschusstag, an dem parallel die Fachausschüsse zusammentreten. Am Mittag nimmt auch das Plenum seine Arbeit auf, indem es etwa in der Regierungsbefragung erfährt, welche Beschlüsse das Kabinett am Vormittag getroffen hat, und diese hinterfragt. Der Donnerstag ist der zentrale Debattentag. Er beginnt mit einer so genannten „Kernzeit“ am Morgen, in die das Thema gelegt wird, das vermutlich die meisten Menschen interessiert. Die Sitzungen dauern oft bis in die Nacht. Und auch am Freitag wird noch einmal im Plenum beraten und beschlossen, bis die Abgeordneten am Nachmittag oder Abend in ihre Wahlkreise aufbrechen.


  Wie viele Stunden die Abgeordneten arbeiten, lässt sich kaum generell ermitteln. In Berliner Sitzungswochen sieht es anders aus als in heimischen Wahlkreiswochen. Aber auch in dieser Zeit ist ein Volksvertreter ständig auf Achse. Wer die Arbeitszeit lediglich an der Anwesenheit im Plenarsaal festmachen will, erfasst nur einen winzigen Teil der Abgeordnetentätigkeit, die von ständigen Gesprächen, Aktenstudium, Konferenzen, Vorstößen und dem Werben um Unterstützung geprägt wird. Dafür gibt es eine zu versteuernde Abgeordnetenentschädigung von derzeit monatlich 10.012,89 Euro. Urlaubs- und Weihnachtsgeld sind da schon drin. Das klingt viel, sollte aber verglichen werden mit ähnlich verantwortlichen Jobs in Wirtschaft und Verwaltung, für die zum Teil deutlich mehr Geld aufgerufen wird. Zu Beginn der Wahlperiode hat der Bundestag per Mehrheitsentscheid die Praxis aus den vorangegangenen Wahlperioden erneut in Kraft gesetzt, wonach die Höhe der Diäten dem Lohnniveau folgt: Bis zum 31. März jeden Jahres teilt der Präsident des Statistischen Bundesamtes der Bundestagspräsidentin mit, wie sich der Reallohn in Deutschland entwickelt hat. Auf dieser Grundlage werden dann zu jedem 1. Juli auch die Diäten angepasst – nach unten wie nach oben. 2020 setzte der Bundestag die eigentlich fällige Erhöhung aus, weil in den März-Zahlen die absehbaren Auswirkungen des Pandemie-Lockdowns noch nicht abgebildet wurden.


  Hinzu kommt eine steuerfreie Aufwandspauschale, mit der alle Ausgaben abgegolten sind, die zur Ausübung des Mandates anfallen, vom Wahlkreisbüro, über das dortige Büromaterial bis hin zum Zweitwohnsitz in Berlin. Sie beträgt derzeit 4.418,09 Euro und folgt der Preisentwicklung. Zudem können die Abgeordneten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigen. Für deren Gehälter und notwendigen Dienstreisen werden weitere 22.795 Euro monatlich ausgegeben – allerdings nicht von den Abgeordneten selbst, sondern von der Bundestagsverwaltung. Die Abgeordneten können jedoch festlegen, ob sie mehr Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu durchschnittlichen Gehältern oder wenige für höhere Gehälter beschäftigen möchten. Für Büro- und Geschäftsbedarf können jährlich bis zu 12.000 Euro ausgeben werden, hinzu kommt für die Abgeordnetentätigkeit, die Bahn in der 1. Klasse und den Fahrdienst des Bundestages in Berlin nutzen zu können.


  Die Abgeordneten sollten auch bei den wichtigen Terminen in Berlin dabei sein. Für unentschuldigtes Fehlen an Plenartagen werden 200 Euro abgezogen, für entschuldigtes Fehlen sind es 100 Euro. Versäumen sie es, sich in die Anwesenheitsliste an einem Sitzungstag außerhalb der gewöhnlichen Plenarwochen einzutragen, sind ebenfalls 100 Euro fällig. Wenn Abgeordnete vom Arzt arbeitsunfähig geschrieben sind, wird ihnen dennoch während des etwaigen Aufenthaltes im Krankenhaus oder Sanatorium für jedes Fehlen in Berlin 20 Euro einbehalten, gleiches gilt für Auslandsdienstreisen. Weitere 100 Euro kostet es, wenn Abgeordnete unentschuldigt eine Namentliche Abstimmung oder eine Wahl mit Namensaufruf verpassen.


  Zu den treffendsten Beschreibungen des Hauptstadtcharakters gehört die Feststellung, dass Berlin dazu verurteilt sei „immerfort zu werden und niemals zu sein“. Was der Kunstkritiker Karl Scheffler 1910 als typisch für das ständige Wandeln und Wachsen der Preußenmetropole empfand, gilt auch für das heutige Parlamentsviertel, seit der Bundestag 1991 beschloss, von Bonn nach Berlin zu ziehen. Im Spreebogen sind in unmittelbarer Nähe des entkernten und neu gefüllten Reichstagsgebäudes markante Büro- und Konferenzkomplexe entstanden. Entlang der Wilhelmstraße haben viele Abgeordnete ihre Büros im Jakob-Kaiser-Haus. Die Ausschüsse finden sich schwerpunktmäßig im nördlich vom Reichstagsgebäude gelegenen Paul-Löbe-Haus, das mit zwei Fußgängerbrücken über die Spree hinweg mit dem Marie-Elisabeth-Lüders-Haus verbunden ist, in dem sich die Bibliothek und weitere Sitzungssäle sowie Büros befinden.


  
    So gibt es Nachhaltigkeit nicht nur in den Reden im Plenarsaal.

  


  Der zunehmende Raumbedarf wurde über Jahre hinweg durch eine ganze Reihe weiterer Gebäude unter anderem entlang des Prachtboulevards Unter den Linden gedeckt, machte zuletzt aber auch einen weiteren Neubau nötig: Mit dem Luisenblock West unweit der Luisenstraße und neben der Bundespressekonferenz zeigt der Bund, wie schnell und ökologisch Bürobauten heute entstehen können. Viel Holz, Modulbauweise, farbliche Akzente und eine Fertigstellung, die binnen 15 Monaten sogar noch schneller klappte als geplant, machten zu Beginn der neuen Wahlperiode fast 10.000 Quadratmeter mehr verfügbar. Im Gegenzug zu den 5.000 Kubikmetern an Holz, die hier verbaut wurden, werden rund 3.300 Bäume neu gepflanzt. So gibt es Nachhaltigkeit nicht nur in den Reden im Plenarsaal.


  Gregor Mayntz


  
Besuchen Sie den Bundestag



  
Hinweise zum Besuch beim Bundestag:



  Es wird dringend empfohlen, die aktuellen Besuchsmöglichkeiten von Bundestag und Reichstagsgebäude rechtzeitig zu klären, da sie den jeweiligen Umständen entsprechend angepasst werden.


  Informationen über die Besuchsmöglichkeiten von Bundestag und Reichstagsgebäude erhalten Sie unter folgenden Kontaktdaten:


  Deutscher Bundestag


  Besucherdienst


  Platz der Republik 1


  11011 Berlin


  Telefon 030 227-32152


  Telefax 030 227-36436


  E-Mail: besucherdienst@bundestag.de


  Kuppel und Dachterrasse des Reichstagsgebäudes können kostenlos besichtigt werden. Eine Besichtigung ist jedoch nur mit vorheriger Anmeldung möglich, es können sich Einzelpersonen und Gruppen anmelden. Für eine bequeme Terminanfrage steht ein Online-Formular zur Verfügung, eine Anmeldung ist aber auch per Fax oder per Post möglich (s. o.). Eine telefonische Anmeldung ist nicht möglich. Anmeldungen müssen bis spätestens zwei Werktage vor dem gewünschten Besuchstermin vorliegen.


  Bei der Anmeldung werden folgende Angaben benötigt: Name, Vorname und Geburtsdatum. Ohne korrekt und vollständig ausgefüllte Online-Formulare kann der Besucherdienst des Bundestages die Anfragen nicht bearbeiten. Die Kuppel ist täglich von 8 bis 24 Uhr geöffnet, letzter Einlass ist um 21.45 Uhr. Pro Einlass (jede Viertelstunde) können bis zu 25 Besucher angemeldet werden.


  Anmeldungen zum Besuch einer Plenarsitzung sind ebenfalls über die o. a. Anschrift möglich. Wegen des hohen Andrangs empfiehlt sich eine schriftliche Reservierung, dies gilt vor allem für Besuchergruppen.


  Darüber hinaus werden weitere Hausführungen sowie Kunst- und Architekturführungen im Reichstagsgebäude und im Paul-Löbe-Haus angeboten, nähere Informationen dazu auch unter www.bundestag.de.


  
Unter der Kuppel des Deutschen Doms:



  Hier werden Sie zum Abgeordneten


  Es muss nicht immer der Bundestag sein. Wer mehr über den deutschen Parlamentarismus und den Deutschen Bundestag wissen will, für den lohnt sich ein Besuch im Deutschen Dom auf dem Berliner Gendarmenmarkt. Unter seiner Kuppel befindet sich die vollständig neu gestaltete Dauerausstellung


  Wege – Irrwege – Umwege


  Clou der Ausstellung ist ein Miniatur-Plenarsaal mit Kuppel, Rednerpult, Bundestagsadler, Präsidentenplatz, Regierungs- und Bundesratsbank, der dem Plenarsaal im Reichstagsgebäude nachempfunden ist. Hier können Gäste sogar selbst die Rolle von Bundestagsabgeordneten übernehmen und auf einem der 49 Abgeordneten-Plätze – sie sind wie im Bundestagsplenum im originalen Reichstagsblue bezogen – Platz nehmen. Sobald im Plenarsaal im Reichstagsgebäude der Sitzungsbetrieb stattfindet, wird dieser auf zwei Großbildschirme übertragen. Fast wie live fühlt sich das an. Besonders spannend ist jeder Donnerstag in den Sitzungswochen des Bundestages (stündlich zwischen 9 und 13 Uhr sowie 14 bis 18 Uhr): Dann können Besucher an dem Rollenspiel „Bundestagssitzung“ teilnehmen und dadurch die Abläufe im Parlament als „Abgeordnete“ noch stärker miterleben.


  Highlights sind auch eine multimediale Zeitachse, auf der die Parlamentsgeschichte der Bundesrepublik und ihre Einbettung in die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Entwicklungen seit 1949 dargestellt werden. An 10 großen interaktiven Bildschirmen, aufgeteilt nach den 17 bisherigen Wahlperioden des Bundestages, können Besucher Dokumente, Bilder und Filme anschauen – darunter absolute Raritäten aus dem Archiv der Deutschen Wochenschau.


  Dass der Bundestag durchaus über die Gabe von Humor und Selbstironie verfügt, wird durch den fiktiven Abgeordneten Jakob Maria Mierscheid deutlich, der schon seit Jahrzehnten die Parlamentarier erheitert und nun auch im Deutschen Dom trotz seines hohen Alters, er wurde angeblich am 1. März 1933 geboren, präsent ist: In sieben Kurzfilmen erklärt er den Ablauf einer Sitzungswoche und zeigt die Arbeit in den Ausschüssen, im Plenum, in den Fraktionssitzungen sowie im Wahlkreis.


  Kürschners Volkshandbuch


  würde Jakob Maria Mierscheid etwa so darstellen:


  MIERSCHEID SPD


  
    [image: Biografiemuster und Foto-Platzhalter des fiktiven Abgeordneten Jakob Maria Mierscheid]
  


  Jakob Maria Mierscheid; Schneidermeister; 54497 Morbach/Hunsrück – * 1. 3. 1933 Morbach/Hunsrück; kath.; verh., 4 Töchter – Volksschule Morbach, Schneiderlehre in Simmern, Meisterprüfung 1956. Arbeiter in Morbach. Mitgl. der Gewerkschaft Landwirtschaft und Forsten, Mitgl. Kleintierzüchterverein Morbach, Freiwillige Feuerwehr Morbach, dort seit 1977 Ehren-Kommandant, Mitgl. der Turnfreunde, Ehrenmitgl. des Sängerbundes; Freie Gewerkschaft Holz und Kunststoffe, Beisitzer im Senioren-Vorstand. Silberne Ehrennadel des MGV Morbach. – MdB seit 1979.


  Landesliste Rheinland-Pfalz


  Jakob Maria Mierscheid ist ein fiktiver deutscher Politiker und seit 1979 Mitglied des Deutschen Bundestages. Er steht für den normalen Bürger und die normale Bürgerin im Parlament: Blicken Sie in den Spiegel neben der Biografie (so der Text in der Ausstellung), auch Sie könnten Mitglied des Deutschen Bundestages sein.


  Wege – Irrwege – Umwege


  Deutscher Dom


  Gendarmenmarkt, Berlin


  Geöffnet Dienstag bis Sonntag von 10 bis 18 Uhr. Eintritt frei.


  
Der Gang der Gesetzgebung



  
    [image: Diese Grafik zeigt den Gang der Gesetzgebung, beginnend mit der Einbringung des Gesetzentwurfes durch Bundesregierung, Bundesrat oder eine Bundestagsfraktion beim Deutschen Bundestag. Dargestellt wird der Weg des Gesetzes von den Beratungen im Plenum und den Ausschüssen bis hin zur Schlussabstimmung im Plenum, der Verabschiedung im Bundesrat, der Unterzeichnung durch Bundesregierung und Bundespräsident sowie der Verkündung im Bundesgesetzblatt]
  


  
Weiterer Gang der Gesetzgebung



  
    [image: Diese Grafik zeigt den weiteren Gang der Gesetzgebung für den Fall, dass ein vom Bundestag verabschiedetes Gesetz im Bundesrat keine Zustimmung findet und der Vermittlungsausschuss angerufen wird. Dieser erarbeitet Änderungen am Gesetz, die dann wiederum dem Bundestag vorgelegt werden, oder er schlägt eine Aufhebung des Gesetzesbeschlusses vor. Dies kann dazu führen, dass das Gesetz scheitert, wenn Bundestag und Bundesrat sich nicht auf Änderungen einigen können.]
  


  
Wahlergebnis vom 26. September 2021



  
Zur Wahl zugelassene Parteien



  
    
      
        	
          AfD
        

        	
          Alternative für Deutschland
        
      


      
        	
          B*
        

        	
          bergpartei, die überpartei; ökoanarchistisch-realdadaistisches sammelbecken
        
      


      
        	
          BP
        

        	
          Bayernpartei
        
      


      
        	
          Bündnis C
        

        	
          Bündnis C – Christen für Deutschland
        
      


      
        	
          BÜNDNIS21
        

        	
          diePinken/BÜNDNIS21
        
      


      
        	
          BÜRGERBEWEGUNG
        

        	
          Bürgerbewegung für Fortschritt und Wandel
        
      


      
        	
          BüSo
        

        	
          Bürgerrechtsbewegung Solidarität
        
      


      
        	
          BVB/FREIE WÄHLER
        

        	
          Brandenburger Vereinigte Bürgerbewegungen / Freie Wähler
        
      


      
        	
          CDU
        

        	
          Christlich Demokratische Union Deutschlands
        
      


      
        	
          CSU
        

        	
          Christlich-Soziale Union in Bayern e. V.
        
      


      
        	
          Deutsche Konservative
        

        	
          DEUTSCHE KONSERVATIVE
        
      


      
        	
          DiB
        

        	
          DEMOKRATIE IN BEWEGUNG
        
      


      
        	
          Die Grauen
        

        	
          Die Grauen – Für alle Generationen
        
      


      
        	
          Die Humanisten
        

        	
          Partei der Humanisten
        
      


      
        	
          DIE LINKE
        

        	
          DIE LINKE
        
      


      
        	
          Die PARTEI
        

        	
          Partei für Arbeit, Rechtsstaat, Tierschutz, Elitenförderung und basisdemokratische Initiative
        
      


      
        	
          dieBasis
        

        	
          Basisdemokratische Partei Deutschland
        
      


      
        	
          DM
        

        	
          Deutsche Mitte; Politik geht anders …
        
      


      
        	
          du.
        

        	
          Die Urbane. Eine HipHop Partei
        
      


      
        	
          FAMILIE
        

        	
          Familien-Partei Deutschlands
        
      


      
        	
          FDP
        

        	
          Freie Demokratische Partei
        
      


      
        	
          FREIE WÄHLER
        

        	
          FREIE WÄHLER
        
      


      
        	
          Gartenpartei
        

        	
          Gartenpartei
        
      


      
        	
          Gesundheitsforschung
        

        	
          Partei für Gesundheitsforschung
        
      


      
        	
          Graue Panther
        

        	
          Graue Panther
        
      


      
        	
          GRÜNE
        

        	
          BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
        
      


      
        	
          III. Weg
        

        	
          DER DRITTE WEG
        
      


      
        	
          KlimalisteBW
        

        	
          Klimaliste Baden-Württemberg
        
      


      
        	
          LD
        

        	
          Liberale Demokraten – Die Sozialliberalen
        
      


      
        	
          LfK
        

        	
          >> Partei für Kinder, Jugendliche und Familien << – Lobbyisten für Kinder –
        
      


      
        	
          LIEBE
        

        	
          Europäische Partei LIEBE
        
      


      
        	
          LKR
        

        	
          Liberal-Konservative Reformer
        
      


      
        	
          MENSCHLICHE WELT
        

        	
          Menschliche Welt; für das Wohl und Glücklichsein aller
        
      


      
        	
          MLPD
        

        	
          Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands
        
      


      
        	
          NPD
        

        	
          Nationaldemokratische Partei Deutschlands
        
      


      
        	
          ÖDP
        

        	
          Ökologisch-Demokratische Partei
        
      


      
        	
          PdF
        

        	
          Partei des Fortschritts
        
      


      
        	
          PIRATEN
        

        	
          Piratenpartei Deutschland
        
      


      
        	
          SGP
        

        	
          Sozialistische Gleichheitspartei, Vierte Internationale
        
      


      
        	
          SGV
        

        	
          SGV – Solidarität, Gerechtigkeit, Veränderung
        
      


      
        	
          sonstige
        

        	
          DIE SONSTIGEN; X
        
      


      
        	
          SPD
        

        	
          Sozialdemokratische Partei Deutschlands
        
      


      
        	
          SSW
        

        	
          Südschleswigscher Wählerverband
        
      


      
        	
          Team Todenhöfer
        

        	
          Team Todenhöfer – Die Gerechtigkeitspartei
        
      


      
        	
          THP
        

        	
          Thüringer Heimatpartei
        
      


      
        	
          Tierschutzallianz
        

        	
          Allianz für Menschenrechte, Tier- und Naturschutz
        
      


      
        	
          Tierschutzpartei
        

        	
          PARTEI MENSCH UMWELT TIERSCHUTZ
        
      


      
        	
          UNABHÄNGIGE
        

        	
          UNABHÄNGIGE für bürgernahe Demokratie
        
      


      
        	
          Volksabstimmung
        

        	
          Ab jetzt…Demokratie durch Volksabstimmung; Politik für die Menschen
        
      


      
        	
          Volt
        

        	
          Volt Deutschland
        
      


      
        	
          V-Partei3
        

        	
          V-Partei3 – Partei für Veränderung, Vegetarier und Veganer
        
      


      
        	
          WiR2020
        

        	
          WiR2020
        
      


      
        	
          Wir2020
        

        	
          Wir2020
        
      

    
  


  
Wahlergebnis auf Bundesebene



  
    
      
        
          	
             
          

          	
            2021
          

          	
            2017
          
        


        
          	
            Wahlberechtigte
          

          	
            61 181 072
          

          	
            61 688 485
          
        


        
          	
            Wählerinnen und Wähler
          

          	
            46 854 508
          

          	
            46 976 341
          
        


        
          	
            Wahlbeteiligung
          

          	
            76,6 %
          

          	
            76,2 %
          
        


        
          	
            Ungültige Erststimmen
          

          	
            492 495
          

          	
            586 726
          
        


        
          	
            Gültige Erststimmen
          

          	
            46 362 013
          

          	
            46 389 615
          
        


        
          	
            Ungültige Zweitstimmen
          

          	
            412 485
          

          	
            460 849
          
        


        
          	
            Gültige Zweitstimmen
          

          	
            46 442 023
          

          	
            46 515 492
          
        

      
    

  


  
    
      
        	
           
        

        	
          Erststimmen
        

        	
          Zweitstimmen
        
      


      
        	
          Es entfallen auf
        

        	
          Anzahl
        

        	
          %
        

        	
          % ’17
        

        	
          Anzahl
        

        	
          %
        

        	
          % ’17
        
      


      
        	
          CDU
        

        	
          10 451 524
        

        	
          22,5
        

        	
          – 7,7
        

        	
          8 775 471
        

        	
          18,9
        

        	
          – 7,9
        
      


      
        	
          SPD
        

        	
          12 234 690
        

        	
          26,4
        

        	
          1,8
        

        	
          11 955 434
        

        	
          25,7
        

        	
          5,2
        
      


      
        	
          AfD
        

        	
          4 695 611
        

        	
          10,1
        

        	
          – 1,3
        

        	
          4 803 902
        

        	
          10,3
        

        	
          – 2,3
        
      


      
        	
          FDP
        

        	
          4 042 951
        

        	
          8,7
        

        	
          1,7
        

        	
          5 319 952
        

        	
          11,5
        

        	
          0,7
        
      


      
        	
          DIE LINKE
        

        	
          2 307 536
        

        	
          5,0
        

        	
          – 3,6
        

        	
          2 270 906
        

        	
          4,9
        

        	
          – 4,3
        
      


      
        	
          GRÜNE
        

        	
          6 469 081
        

        	
          14,0
        

        	
          5,9
        

        	
          6 852 206
        

        	
          14,8
        

        	
          5,8
        
      


      
        	
          CSU
        

        	
          2 788 048
        

        	
          6,0
        

        	
          – 1,0
        

        	
          2 402 827
        

        	
          5,2
        

        	
          – 1,0
        
      


      
        	
          FREIE WÄHLER
        

        	
          1 334 739
        

        	
          2,9
        

        	
          1,6
        

        	
          1 127 784
        

        	
          2,4
        

        	
          1,4
        
      


      
        	
          Die PARTEI
        

        	
          543 145
        

        	
          1,2
        

        	
          0,6
        

        	
          461 570
        

        	
          1,0
        

        	
          0,0
        
      


      
        	
          Tierschutzpartei
        

        	
          163 201
        

        	
          0,4
        

        	
          0,3
        

        	
          675 353
        

        	
          1,5
        

        	
          0,6
        
      


      
        	
          NPD
        

        	
          1 090
        

        	
          0,0
        

        	
          – 0,1
        

        	
          64 574
        

        	
          0,1
        

        	
          – 0,2
        
      


      
        	
          PIRATEN
        

        	
          60 839
        

        	
          0,1
        

        	
          – 0,1
        

        	
          169 923
        

        	
          0,4
        

        	
          0,0
        
      


      
        	
          ÖDP
        

        	
          152 792
        

        	
          0,3
        

        	
          0,0
        

        	
          112 314
        

        	
          0,2
        

        	
          – 0,1
        
      


      
        	
          V-Partei3
        

        	
          10 644
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          31 884
        

        	
          0,1
        

        	
          – 0,1
        
      


      
        	
          DiB
        

        	
          2 609
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          7 184
        

        	
          0,0
        

        	
          – 0,1
        
      


      
        	
          BP
        

        	
          36 748
        

        	
          0,1
        

        	
          – 0,1
        

        	
          32 790
        

        	
          0,1
        

        	
          – 0,1
        
      


      
        	
          Tierschutzallianz
        

        	
          7 371
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          13 672
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        
      


      
        	
          MLPD
        

        	
          22 534
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          17 799
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        
      


      
        	
          Gesundheitsforschung
        

        	
          2 842
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          49 349
        

        	
          0,1
        

        	
          0,1
        
      


      
        	
          MENSCHLICHE WELT
        

        	
          656
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          3 786
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        
      


      
        	
          DKP
        

        	
          5 446
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          14 925
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        
      


      
        	
          Die Grauen
        

        	
          2 368
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          19 443
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        
      


      
        	
          BüSo
        

        	
          811
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          727
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        
      


      
        	
          Die Humanisten
        

        	
          12 730
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          47 711
        

        	
          0,1
        

        	
          0,1
        
      


      
        	
          Gartenpartei
        

        	
          2 095
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          7 611
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        
      


      
        	
          du
        

        	
          1 912
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          17 811
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        
      


      
        	
          SGP
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          0,0
        

        	
          1 417
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        
      


      
        	
          dieBasis
        

        	
          735 451
        

        	
          1,6
        

        	
          –
        

        	
          630 153
        

        	
          1,4
        

        	
          –
        
      


      
        	
          Bündnis C
        

        	
          6 222
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          39 868
        

        	
          0,1
        

        	
          –
        
      


      
        	
          BÜRGERBEWEGUNG
        

        	
          1 556
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          7 491
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        
      


      
        	
          III Weg
        

        	
          515
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          7 832
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        
      


      
        	
          BÜNDNIS21
        

        	
          377
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          3 488
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        
      


      
        	
          LIEBE
        

        	
          873
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          12 967
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        
      


      
        	
          LKR
        

        	
          10 767
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          11 159
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        
      


      
        	
          PdF
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          3 228
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        
      


      
        	
          LfK
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          9 189
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        
      


      
        	
          SSW
        

        	
          35 027
        

        	
          0,1
        

        	
          –
        

        	
          55 578
        

        	
          0,1
        

        	
          –
        
      


      
        	
          Team Todenhöfer
        

        	
          5 700
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          214 535
        

        	
          0,5
        

        	
          –
        
      


      
        	
          UNABHÄNGIGE
        

        	
          13 421
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          22 736
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        
      


      
        	
          Volt
        

        	
          78 339
        

        	
          0,2
        

        	
          –
        

        	
          165 474
        

        	
          0,4
        

        	
          –
        
      


      
        	
          Volksabstimmung
        

        	
          1 086
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          0,0
        
      


      
        	
          B*
        

        	
          222
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          0,0
        
      


      
        	
          sonstige
        

        	
          256
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          –
        
      


      
        	
          FAMILIE
        

        	
          1 817
        

        	
          0,0
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          –
        
      


      
        	
          Graue Panther
        

        	
          961
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          –
        
      


      
        	
          KlimalisteBW
        

        	
          3 967
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          –
        
      


      
        	
          THP
        

        	
          549
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          –
        
      


      
        	
          Übrige
        

        	
          110 894
        

        	
          0,2
        

        	
          0,0
        

        	
          –
        

        	
          –
        

        	
          – 0,4
        
      

    
  


  
Abgeordnete nach Wahlkreisen und Landeslisten



  SCHLESWIG-HOLSTEIN (11 Wahlkreise)


  Zweitstimmen: SPD 28,0 – CDU 22,0 – GRÜNE 18,3 – FDP 12,5 – AfD 6,8 – DIE LINKE 3,6 – SSW 3,2


  1 Flensburg – Schleswig
 Dr. Habeck, Robert GRÜNE


  2 Nordfriesland – Dithmarschen Nord
 Damerow, Astrid CDU


  3 Steinburg – Dithmarschen Süd
 Helfrich, Mark CDU


  4 Rendsburg-Eckernförde
 Rix, Sönke SPD


  5 Kiel
 Stein, Mathias SPD


  6 Plön – Neumünster
 Dr. Klinck, Kristian SPD


  7 Pinneberg
 Dr. Stegner, Ralf SPD


  8 Segeberg – Stormarn-Mitte
 Bergt, Bengt Axel SPD


  9 Ostholstein – Stormarn-Nord
 Hagedorn, Bettina SPD


  10 Herzogtum Lauenburg – Stormarn-Süd
 Dr. Scheer, Nina SPD


  11 Lübeck
 Klüssendorf, Tim SPD


  Über Landeslisten Gewählte


  CDU


  Dr. Wadephul, Johann David


  Gädechens, Ingo


  Nicolaisen, Petra


  Storjohann, Gero


  GRÜNE


  Amtsberg, Luise


  Dr. Nestle, Ingrid


  Dr. von Notz, Konstantin


  Loop, Denise


  Hönel, Bruno


  FDP


  Kubicki, Wolfgang


  Jensen, Gyde


  Aschenberg-Dugnus, Christine


  Mordhorst, Maximilian


  AfD


  Witt, Uwe


  Bollmann, Gereon


  DIE LINKE.


  Möhring, Cornelia


  SSW


  Seidler, Stefan


  MECKLENBURG-VORPOMMERN (6 Wahlkreise)


  Zweitstimmen: SPD 29,1 – CDU 17,4 – GRÜNE 7,8 – FDP 8,2 – AfD 18,0 – DIE LINKE 11,1


  12 Schwerin – Ludwigslust-Parchim I – Nordwestmecklenburg I
 Alabali-Radovan, Reem SPD


  13 Ludwigslust-Parchim II – Nordwestmecklenburg II – Landkreis Rostock I
 Junge, Frank SPD


  14 Rostock – Landkreis Rostock II
 Zschau, Katrin SPD


  15 Vorpommern-Rügen – Vorpommern-Greifswald I
 Kassautzki, Anna Katharina SPD


  16 Mecklenburgische Seenplatte I – Vorpommern-Greifswald II
 von Malottki, Erik SPD


  17 Mecklenburgische Seenplatte II – Landkreis Rostock III
 Arlt, Johannes SPD


  Über Landeslisten Gewählte


  CDU


  Amthor, Philipp


  Monstadt, Dietrich


  Borchardt, Simone


  GRÜNE


  Müller, Claudia


  FDP


  Reinhold, Hagen


  AfD


  Holm, Leif-Erik


  Komning, Enrico


  Schielke-Ziesing, Ulrike


  DIE LINKE.


  Dr. Bartsch, Dietmar


  Latendorf, Ina


  HAMBURG (6 Wahlkreise)


  Zweitstimmen: SPD 29,7 – CDU 15,4 – GRÜNE 24,9 – FDP 11,4 – AfD 5,0 – DIE LINKE 6,7


  18 Hamburg-Mitte
 Droßmann, Falko SPD


  19 Hamburg-Altona
 Heitmann, Linda GRÜNE


  20 Hamburg-Eimsbüttel
 Dr. Steffen, Till GRÜNE


  21 Hamburg-Nord
 Martin, Dorothee SPD


  22 Hamburg-Wandsbek
 Özoğuz, Aydan SPD


  23 Hamburg-Bergedorf – Harburg
 Hakverdi, Metin SPD


  Über Landeslisten Gewählte


  SPD


  Annen, Niels


  CDU


  Dr. Ploß, Christoph


  Hoppermann, Franziska


  de Vries, Christoph


  GRÜNE


  Beck, Katharina


  Fester, Emilia Johanna


  FDP


  Kruse, Michael


  Schröder, Ria


  AfD


  Dr. Baumann, Bernd


  DIE LINKE.


  Nastic, Zaklin


  NIEDERSACHSEN (30 Wahlkreise)


  Zweitstimmen: SPD 33,1 – CDU 24,2 – GRÜNE 16,1 – FDP 10,5 – AfD 7,4 – DIE LINKE 3,3


  24 Aurich – Emden
 Saathoff, Johann SPD


  25 Unterems
 Connemann, Gitta CDU


  26 Friesland – Wilhelmshaven – Wittmund
 Möller, Siemtje SPD


  27 Oldenburg – Ammerland
 Rohde, Dennis SPD


  28 Delmenhorst – Wesermarsch – Oldenburg-Land
 Mittag, Susanne SPD


  29 Cuxhaven – Stade II
 Schneider, Daniel Dominik SPD


  30 Stade I – Rotenburg II
 Grundmann, Oliver CDU


  31 Mittelems
 Stegemann, Albert CDU


  32 Cloppenburg – Vechta
 Breher, Silvia CDU


  33 Diepholz – Nienburg I
 Knoerig, Axel CDU


  34 Osterholz – Verden
 Mattfeldt, Andreas CDU


  35 Rotenburg I – Heidekreis
 Klingbeil, Lars SPD


  36 Harburg
Stadler, Svenja SPD


  37 Lüchow-Dannenberg – Lüneburg
 Blankenburg, Jakob SPD


  38 Osnabrück-Land
 Dr. Berghegger, André CDU


  39 Stadt Osnabrück
 Gava, Manuel SPD


  40 Nienburg II – Schaumburg
 Völlers, Marja-Liisa SPD


  41 Stadt Hannover I
 Ahmetovic, Adis SPD


  42 Stadt Hannover II
 Fahimi, Yasmin SPD


  43 Hannover-Land I 
Schamber, Rebecca SPD


  44 Celle – Uelzen 
Otte, Henning CDU


  45 Gifhorn – Peine
 Heil (Peine), Hubertus SPD


  46 Hameln-Pyrmont – Holzminden
 Schraps, Johannes SPD


  47 Hannover-Land II 
Dr. Miersch, Matthias SPD


  48 Hildesheim 
Westphal, Bernd SPD


  49 Salzgitter – Wolfenbüttel 
Kreiser, Dunja SPD


  50 Braunschweig
 Dr. Pantazis, Christos SPD


  51 Helmstedt – Wolfsburg
 Mohrs, Falko SPD


  52 Goslar – Northeim – Osterode 
Heiligenstadt, Frauke SPD


  53 Göttingen
 Dr. Philippi, Andreas SPD




  Über Landeslisten Gewählte


  SPD


  Troff-Schaffarzyk, Anja


  Hennig, Anke


  Schierenbeck, Peggy


  CDU


  Dr. Hoppenstedt, Hendrik


  Grosse-Brömer, Michael


  Dr. Middelberg, Mathias


  Ferlemann, Enak


  Janssen, Anne


  Kuban, Tilman


  Müller (Braunschweig), Carsten


  Wulf, Mareike Lotte


  Güntzler, Fritz


  Albani, Stephan


  GRÜNE


  Polat, Filiz


  Kindler, Sven-Christian


  Schröder, Christina-Johanne


  Trittin, Jürgen


  Dr. Verlinden, Julia


  Bsirske, Frank


  Keul, Katja


  Limburg, Helge


  Otte, Karoline


  Wenzel, Stefan


  Michaelsen, Swantje


  Pahlke, Julian


  Menge, Susanne


  FDP


  Dürr, Christian


  Beeck, Jens


  Schulz, Anja


  Kuhle, Konstantin


  Gerschau, Knut


  Dr. Hocker, Gero Clemens


  Seestern-Pauly, Matthias


  Merten, Anikó


  AfD


  Wundrak, Joachim


  Rinck, Frank


  Ehrhorn, Thomas


  Friedhoff, Dietmar


  König, Jörn


  Brandes, Dirk


  DIE LINKE.


  Mohamed Ali, Amira


  Perli, Victor


  Reichinnek, Heidi


  BREMEN (2 Wahlkreise)


  Zweitstimmen: SPD 31,5 – CDU 17,2 – GRÜNE 20,9 – FDP 9,3 – AfD 6,9 – DIE LINKE 7,7


  54 Bremen I
 Ryglewski, Sarah SPD


  55 Bremen II – Bremerhaven
 Schmidt, Uwe SPD


  Über Landeslisten Gewählte


  CDU


  Röwekamp, Thomas


  GRÜNE


  Dr. Kappert-Gonther, Kirsten


  FDP


  Dr. Redder, Volker


  BRANDENBURG (10 Wahlkreise)


  Zweitstimmen: SPD 29,5 – CDU 15,3 – GRÜNE 9,0 – FDP 9,3 – AfD 18,1 – DIE LINKE 8,5


  56 Prignitz – Ostprignitz-Ruppin – Havelland I
 Papenbrock, Wiebke SPD


  57 Uckermark – Barnim I 
Zierke, Stefan SPD


  58 Oberhavel – Havelland II
Fäscher, Ariane SPD


  59 Märkisch-Oderland – Barnim II
 Koß, Simona SPD


  60 Brandenburg an der Havel – Potsdam-Mittelmark I – Havelland III – Teltow-Fläming I
Eichwede, Sonja Katharina SPD


  61 Potsdam – Potsdam-Mittelmark II – Teltow-Fläming II
Scholz, Olaf SPD


  62 Dahme-Spreewald – Teltow-Fläming III – Oberspreewald-Lausitz I
 Lehmann, Sylvia SPD


  63 Frankfurt (Oder) – Oder-Spree 
Papendieck, Mathias SPD


  64 Cottbus – Spree-Neiße
Wallstein, Maja Scarlett SPD


  65 Elbe-Elster – Oberspreewald-Lausitz II
 Walter, Hannes SPD




  Über Landeslisten Gewählte


  CDU


  Koeppen, Jens


  Feiler, Uwe


  Schimke, Jana


  Abraham, Knut


  GRÜNE


  Baerbock, Annalena


  Kellner, Michael


  FDP


  Teuteberg, Linda


  Boginski, Friedhelm


  AfD


  Dr. Gauland, Alexander


  Springer, René


  Kotré, Steffen


  Kleinwächter, Norbert


  Gnauck, Hannes


  DIE LINKE.


  Görke, Christian


  Domscheit-Berg, Anke


  SACHSEN-ANHALT (9 Wahlkreise)


  Zweitstimmen: SPD 25,4 – CDU 21,0 – GRÜNE 6,5 – FDP 9,5 – AfD 19,6 – DIE LINKE 9,6


  66 Altmark 
Dr. med. Wollmann, Herbert SPD


  67 Börde – Jerichower Land 
Dr. Kersten, Franziska SPD


  68 Harz
 Brehmer, Heike CDU


  69 Magdeburg
Kröber, Martin SPD


  70 Dessau – Wittenberg 
Müller, Sepp CDU


  71 Anhalt
 Ziegler, Kay-Uwe AfD


  72 Halle 
Dr. Diaby, Karamba SPD


  73 Burgenland – Saalekreis 
Stier, Dieter CDU


  74 Mansfeld 
Farle, Robert AfD


  Über Landeslisten Gewählte


  SPD


  Budde, Katrin


  CDU


  Sorge, Tino


  GRÜNE


  Lemke, Steffi


  FDP


  Dr. Faber, Marcus


  Bodtke, Ingo


  AfD


  Reichardt, Martin


  Schmidt, Jan Wenzel


  DIE LINKE.


  Korte, Jan


  Dr. Sitte, Petra


  BERLIN (12 Wahlkreise)


  Zweitstimmen: SPD 23,4 – CDU 15,9 – GRÜNE 22,4 – FDP 9,1 – AfD 8,4 – DIE LINKE 11,4


  75 Berlin-Mitte 
Steinmüller, Hanna GRÜNE


  76 Berlin-Pankow
 Gelbhaar, Stefan GRÜNE


  77 Berlin-Reinickendorf 
Prof. Grütters, Monika CDU


  78 Berlin-Spandau – Charlottenburg Nord 
Kleebank, Helmut SPD


  79 Berlin-Steglitz-Zehlendorf
 Heilmann, Thomas CDU


  80 Berlin-Charlottenburg-Wilmersdorf 
Müller, Michael SPD


  81 Berlin-Tempelhof-Schöneberg 
Kühnert, Kevin SPD


  82 Berlin-Neukölln 
Demir, Hakan SPD


  83 Berlin-Friedrichshain-Kreuzberg – Prenzlauer Berg Ost
 Bayram, Canan GRÜNE


  84 Berlin-Treptow-Köpenick
 Dr. Gysi, Gregor DIE LINKE


  85 Berlin-Marzahn-Hellersdorf 
Czaja, Mario CDU


  86 Berlin-Lichtenberg
Dr. Lötzsch, Gesine DIE LINKE




  Über Landeslisten Gewählte


  SPD


  Kiziltepe, Cansel


  Klose, Annika


  Stüwe, Ruppert


  CDU


  Dr. Luczak, Jan-Marco


  Dr. Klein, Ottilie


  GRÜNE


  Paus, Lisa


  Künast, Renate


  Audretsch, Andreas


  Stahr, Nina


  FDP


  Meyer, Christoph


  Kluckert, Daniela


  Lindemann, Lars F.


  AfD


  von Storch, Beatrix


  Dr. Curio, Gottfried


  Dr. Frömming, Götz


  DIE LINKE.


  Pau, Petra


  Meiser, Pascal


  NORDRHEIN-WESTFALEN (64 Wahlkreise)


  Zweitstimmen: SPD 29,1 – CDU 26,0 – GRÜNE 16,1 – FDP 11,4 – AfD 7,3 – DIE LINKE 3,7


  87 Aachen I 
Krischer, Oliver GRÜNE


  88 Aachen II
 Moll, Claudia SPD


  89 Heinsberg
 Oellers, Wilfried CDU


  90 Düren 
Rachel, Thomas CDU


  91 Rhein-Erft-Kreis I 
Dr. Kippels, Georg CDU


  92 Euskirchen – Rhein-Erft-Kreis II
 Seif, Detlef CDU


  93 Köln I
 Abdi, Sanae SPD


  94 Köln II
 Lehmann, Sven GRÜNE


  95 Köln III
 Dr. Mützenich, Rolf SPD


  96 Bonn
Uhlig, Katrin GRÜNE


  97 Rhein-Sieg-Kreis I
 Winkelmeier-Becker, Elisabeth CDU


  98 Rhein-Sieg-Kreis II 
Dr. Rötgen, Norbert CDU


  99 Oberbergischer Kreis 
Dr. Brodesser, Carsten CDU


  100 Rheinisch-Bergischer Kreis
 Dr. Tebroke, Hermann-Josef CDU


  101 Leverkusen – Köln IV
 Prof. Dr. Lauterbach, Karl SPD


  102 Wuppertal I 
Lindh, Helge SPD


  103 Solingen – Remscheid – Wuppertal II 
Schäfer, Ingo SPD


  104 Mettmann I
 Dr. Wiener, Klaus CDU


  105 Mettmann II
Beyer, Peter CDU


  106 Düsseldorf I
 Jarzombek, Thomas CDU


  107 Düsseldorf II 
Rimkus, Andreas SPD


  108 Neuss I
 Gröhe, Hermann CDU


  109 Mönchengladbach
Dr. Krings, Günter CDU


  110 Krefeld I – Neuss II
 Heveling, Ansgar CDU


  111 Viersen
 Dr. Plum, Martin CDU


  112 Kleve
 Rouenhof, Stefan CDU


  113 Wesel I 
Keller, Rainer SPD


  114 Krefeld II – Wesel II 
Dieren, Jan SPD


  115 Duisburg I 
Bas, Bärbel SPD


  116 Duisburg II 
Özdemir (Duisburg), Mahmut SPD


  117 Oberhausen – Wesel III
 Vöpel, Dirk SPD


  118 Mülheim – Essen I
 Fiedler, Sebastian SPD


  119 Essen II
 Heidenblut, Dirk SPD


  120 Essen III
 Hauer, Mathias CDU


  121 Recklinghausen I 
Schwabe, Frank SPD


  122 Recklinghausen II 
Nickholz, Brian SPD


  123 Gelsenkirchen
 Töns, Markus SPD


  124 Steinfurt I – Borken I 
Spahn, Jens CDU


  125 Bottrop – Recklinghausen III 
Gerdes, Michael SPD


  126 Borken II
König, Anne CDU


  127 Coesfeld – Steinfurt II
 Henrichmann, Marc CDU


  128 Steinfurt III 
Karliczek, Anja CDU




  129 Münster 
Klein-Schmeink, Maria GRÜNE


  130 Warendorf 
Rehbaum, Henning CDU


  131 Gütersloh I 
Brinkhaus, Ralph CDU


  132 Bielefeld – Gütersloh II
 Dr. Esdar, Wiebke SPD


  133 Herford – Minden-Lübbecke II 
Schwartze, Stefan SPD


  134 Minden-Lübbecke I 
Post (Minden), Achim SPD


  135 Lippe I 
Berghahn, Jürgen SPD


  136 Höxter – Gütersloh III – Lippe II 
Haase, Christian CDU


  137 Paderborn
Dr. Linnemann, Carsten CDU


  138 Hagen – Ennepe-Ruhr-Kreis I
Schisanowski, Timo SPD


  139 Ennepe-Ruhr-Kreis II
Echeverria, Inaki Axel SPD


  140 Bochum I
Schäfer (Bochum), Axel SPD


  141 Herne – Bochum II
Müntefering, Michelle SPD


  142 Dortmund I
Peick, Jens SPD


  143 Dortmund II
 Poschmann, Sabine SPD


  144 Unna I
 Kaczmarek, Oliver SPD


  145 Hamm – Unna II
 Thews, Michael SPD


  146 Soest
 Thies, Hans-Jürgen CDU


  147 Hochsauerlandkreis
Merz, Friedrich CDU


  148 Siegen-Wittgenstein
Klein, Volkmar CDU


  149 Olpe – Märkischer Kreis I
Müller, Florian CDU


  150 Märkischer Kreis II
Ziemiak, Paul CDU


  Über Landeslisten Gewählte


  SPD


  Schulze, Svenja


  Hartmann, Sebastian


  Griese, Kerstin


  Wiese, Dirk


  Schiefner, Udo


  Daldrup, Bernhard


  Heselhaus, Nadine


  Lugk, Bettina


  Nietan, Dietmar


  Andres, Dagmar


  Rosenthal, Jessica


  Hellmich, Wolfgang


  Yüksel, Gülistan


  Lahrkamp, Sarah


  Baradari, Nezahat


  Dr. Martens, Zanda


  Coße, Jürgen


  Rhie, Ye-One


  Licina-Bode, Luiza


  CDU


  Laschet, Armin


  Güler, Serap


  Timmermann-Fechter, Astrid


  Weiss (Wesel I), Sabine


  dos Santos Firnhaber, Catarina


  Breilmann, Michael


  Vieregge, Kerstin


  Dr. Nacke, Stefan


  Dr. Vogt, Oliver


  Radomski, Kerstin


  Hüppe, Hubert


  Hardt, Jürgen


  GRÜNE


  Haßelmann, Britta


  Dr. Mihalic, Irene


  Dröge, Katharina


  Banaszak, Felix


  Dr. Gesenhues, Jan-Niclas


  Schauws, Ulle


  Wagener, Robin


  Slawik, Nyke


  Kaddor, Lamya


  Dr. Nick, Ophelia Johanna


  Lucks, Max


  Gehring, Kai


  Nanni, Sara


  Außendorf, Maik


  Gambir, Schahina


  Henneberger, Kathrin


  Dr. Spallek, Anne Monika


  Kurth, Markus


  Kraft, Laura Manuela


  Dr. Dahmen, Janosch


  Grützmacher, Sabine


  Benner, Lukas


  Liebert, Anja


  FDP


  Lindner, Christian


  Dr. Strack-Zimmermann,


  Marie-Agnes


  Graf Lambsdorff, Alexander
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